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(A) 


(C) 


197. Sitzung 

Bonn, den 19. Februar 1986 


Beginn: 8.01 Uhr 


Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat gemäß Nr. Ic der 
Anlage 5 unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde zu dem Thema 

Haltung der Bundesregierung zu den Müll- 
transporten zu der DDR-Deponie SchÖn- 
berg 

verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Ab- 
geordnete Frau Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Mehr als 800 000 Tonnen Giftmüll 
aller Art, darunter chlororganische Lösungsmittel, 
Asbestabfälle, ölverseuchte Böden- und Produkti- 
onsrückstände der chemischen Industrie, passier- 
ten allein im letzten Jahr die deutsch-deutsche 
Grenze Richtung Schönberg. Diese hochgiftigen 
Rückstände werden dort auf eine Art und Weise 
gelagert, die den einfachsten Sicherheitsbestim- 
mungen Hohn spricht. Das Umweltbundesamt 
warnt seit Jahren vor einer Umweltbedrohung 
größten Ausmaßes, die die Bevölkerung in der DDR 
und die Trinkwasserversorgung der benachbarten 
Stadt Lübeck akut gefährdet. 

Obwohl diese Gefahr den Umweltbehörden in 
Bonn und Kiel seit langem bekannt ist, sieht Mini- 
ster Zimmermann, der es nicht für nötig befunden 
hat, hier heute morgen anwesend zu sein, keinen 
Anlaß, den Transport auch nur in Frage zu stellen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Da hat er 
recht!) 

Ganz im Gegenteil, in der dritten Novelle zum Ab- 
fallbeseitigungsgesetz, die von ihm vollmundig als 
das Ende des Giftmülltransports gefeiert wird, 
schreibt er Schönberg explizit als zulässige Aus- 
nahme von der Regel fest. 

Das hat natürlich System, denn 800 000 Tonnen 
Giftmüll sind nur ein Bruchteil des in der Bundes- 
republik anfallenden Sondermülls aus der chemi- 
schen Industrie, aus Galvanikbetrieben und Koke- 
reien, und begrenzte Deponieflächen und Entsor- 


gungskapazitäten könnten sich ja als begrenzender 
Faktor wirtschaftlichen Wachstums erweisen. 
Darum spielt Schönberg in der Abfallpolitik von 
Herrn Zimmermann eine wesentliche Rolle. 

In Anbetracht des großen Zeitaufwandes für die 
Errichtung neuer Beseitigungsanlagen ist eine 
Entlastung bestehender Beseitigungskapazitäten 
durch den sich bietenden Abfallexport wünschens- 
wert; so der Abfallgeneralplan des Landes Schles- 
wig-Holstein. Das heißt auf gut deutsch: Was hier 
auf Grund gestiegenen Umweltbewußtseins, auf 
Grund wachsamer Bürgerinitiativen nicht mehr 
ohne weiteres möglich ist, nämlich das Vergraben 
und Vergessen, das Schaffen immer neuer Altla- 
sten, das soll nun systemübergreifend oder — sagen (D) 
wir besser — systemvereinend in die DDR verla- 
gert werden. So spart und streckt man die eigenen 
Giftgruben und vermeidet lästige Kontrollen und 
Planfeststellungsverfahren. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Wo steht denn 
das? Wie kommen Sie darauf?) 

— Schauen Sie sich die EG-Richtlinie an! Das ist 
ganz deutlich. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Ich denke, das ist 
im Abfallgeneralplan von Schleswig-Hol- 
stein!) 

— Das steht explizit in der dritten Novelle. Ich 
werde Sie bei passender Gelegenheit darauf auf- 
merksam machen, Herr Kollege. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Nennen Sie 
doch mal die Stelle! — Dr. Olderog [CDU/ 

CSU]: Nennen Sie die Stelle! Das stimmt 
nämlich alles nicht, was Sie sagen!) 

Schönberg wird damit zur unsichersten, aber billig- 
sten und für die Industrie unkompliziertesten Ent- 
sorgungsanlage Europas. 

(Werner [Westerland] [GRÜNE]: Größte 
tickende Zeitbombe!) 

Das ist so unkompliziert, daß selbst die letzten 
Marktlücken des Giftmüllgeschäfts geschlossen 
werden: Ultragifte, wie polychlorierte Biphenyle, 
polyzyklische Aromaten und selbst dioxinhaltige 
Schlacken aus Verbrennungsanlagen und der che- 
mischen Produktion werden dort ohne weiteres an- 
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Frau Hönes 

(A) genommen. Umweltgefährdungen, Erkrankungen 
von Menschen durch diese krebsauslösenden und 
erbgutverändernden Substanzen werden bewußt 
zugunsten eines fragwürdigen Wachstums der che- 
mischen Industrie bewußt in Kauf genommen. 

Wir halten diese an politischer Opportunität nicht 
mehr zu überbietende Abfallpolitik dieser Regie- 
rung für zutiefst menschenverachtend. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Olderog 

[CDU/CSU]: Reden Sie jetzt von Joschka 
Fischer?) 

Es führt kein Weg an einer Produktionsumstel- 
lung der chemischen Industrie vorbei. Und Produk- 
tionsumstellung heißt Abbau der chlororganischen 
Chemie, Umbau hin zu umweit- und gesundheits- 
verträglichen Produkten und Produktionsverfah* 
ren, der Aufbau einer sanften Chemie. 

Wir verlangen von dieser Regierung den soforti- 
gen Stopp des Giftmülltransportes nach Schön- 
berg. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir verlangen das Verbot dioxinrelevanter Produk- 
tionslinien und die Erstellung eines Sonderabfall- 
wirtschaftskonzeptes, welches endlich statt der Ver- 
waltung die Vermeidung von GiftmüU zwingend 
vorschreibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das hier Gesagte gilt natürlich zuallererst für 
Hessen, wo ein grüner Umweltminister die Verant- 
wortung für die Abfallpolitik trägt. Glauben Sie 
(^) mir: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was sollen wir 
glauben?) 

Wir werden auch einem grünen Umweltminister 
nichts, aber auch gar nichts nachsehen. Sollte es 
notwendig werden, werden wir auch dort den ent- 
sprechenden Druck machen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Schmidbauer. 


Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Frau Hö- 
nes, jetzt ist mir klargeworden, warum Joschka Fi- 
scher Turnschuhe trägt: Er muß vor Ihnen mög- 
lichst schnell davonlaufen. 

Wenn ich mir überlege, was Sie heute morgen so 
über Schönberg erzählt haben, wenn ich mir die 
vielen Kleinen Anfragen in den letzten Jahren und 
die vielen Diskussionen vor Augen halte, die wir im 
Innenausschuß geführt haben, dann frage ich mich, 
warum dieses Thema eigentlich in dieser Form, in 
einer Aktuellen Stunde, behandelt werden muß. Es 
ist doch paradox, daß die GRÜNEN dieses Thema 
aufgreifen, 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Wir haben keinen 
Grund, etwas zu verbergen! — Schmidt 
[Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: Lesen Sie 
mal die Zeitung!) 


wenn sie vor Ort gegen jede Deponie sind und (C) 
Joschka Fischer dann aber — der Problemverschär- 
fer, wie er genannt wird; das haben Sie ja eben auch 
gesagt — heimlich, still und leise Sondermüll in die 
DDR transportiert. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist nicht 
wahr!) 

Was ist das für eine Haltung? Sie können doch hier 
nicht die Leute vorführen und auf Herrn Zimmer- 
mann ablenken. Sie sind doch diejenigen, die die 
Dinge vor Ort mit der Verhinderung jeder Deponie 
aufhalten. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 

Das ist die Erblast!) 

Gleichzeitig transportiert der verantwortliche Um- 
weltminister den Müll nach Schönberg, und Sie re- 
den hier dann über den Innenminister. Was soll 
denn das überhaupt? Das, was Sie Vorhaben, ist 
doch paradox. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin sehr gespannt auf das, was die SPD heute 
morgen macht. Ich denke, daß wir mit vielen über 
Schönberg sicher werden reden müssen. Es haben 
ja auch schon Gespräche in Ost-Berlin stattgefun- 
den, an denen Kollegen beteiligt waren. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Seit Jahren! Mit 
welchem Erfolg?) 

Das ist das eigentliche Thema. 

Nun sind die GRÜNEN offensichtlich von ihrer (D) 
eigenen Ratlosigkeit eingeholt worden. Wenn ich 
mir einmal ein Wochenmagazin von 1985 vornehme, 
finde ich darin: Sie haben laut getönt — damals war 
noch ein SPD-Minister verantwortlich — vom Of- 
fenbarungseid des Umweltministers. Auch der da- 
malige Minister in Hessen hatte schon transpor- 
tiert. Dann fragt sich einer Ihrer Kollegen, ob das 
ein grüner Umweltminister wohl anders machen 
könne, ob er eine andere Wahl habe. Er hat offen- 
sichtlich keine andere Wahl. Stellen Sie sich also 
nicht hin, und deuten Sie nicht mit dem Finger auf 
andere, sondern fassen Sie sich an Ihre Nase und 
ändern Sie das vor Ort mit Mut. Schaffen Sie Depo- 
nien, schaffen Sie Sonderabfallbeseitigungsanla- 
gen, damit die dritte Novelle vor Ort endlich reali- 
siert werden kann. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Wir wollen die Pro- 
duktion ändern!) 

Wir haben sehr wohl gewußt, warum wir die 
dritte Novelle vorgezogen haben. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Um mehr Aufnah- 
mekapazität zu schaffen!) 

— Schreien Sie doch nicht so. — Das entspricht 
sicher nicht Ihrer Problemlösung nach dem Motto: 
Dreck weg, verantwortungslos, umweltfreundlich. 

Das ist Ihre Politik. Das haben Sie hier heute mor- 
gen sehr deutlich gemacht. 

Das Grundprinzip der dritten Novelle ist ja, daß 
Abfallbeseitigung dort erfolgen muß, wo Abfälle 
entstehen, und daß grenzüberschreitende Abfall- 
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Schmidbauer 

(A) transporte so weit wie möglich eingeschränkt wer- 
den sollen. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha!) 

Das ist ein Notanker, das ist eine Übergangslö- 
sung. 

Wenn Sie „aha“ schreien, dann frage ich mich 
eigentlich: Wie wollen Sie in Hamburg — 50% des 
Sondermülls nach Schönberg kommen aus Ham- 
burg — Ihre Forderung begründen, das sofort zu 
stoppen? Das sind doch alles entweder Genossen 
oder unsere Minister oder Ihr Minister. Was soll 
diese einseitige Darstellung? Aber das sind wir ja 
von Ihnen gewohnt. 

Ich habe bei der Verabschiedung der dritten No- 
velle erklärt, daß die mit ihr verfolgte Maßnahme 
nicht generell auf eine Verhinderung der Verbrin- 
gung von Abfällen in die DDR zielt. Ich habe soeben 
auch gesagt, daß das eine Notlösung sein muß. Aber 
klargestellt werden muß, daß die DDR auf der 
Grundlage ihrer Rechtsordnung in eigener Verant- 
wortung entscheidet, ob sie Abfälle aus anderen 
Staaten beseitigen kann. 

Im übrigen, Frau Kollegin Hönes — Sie waren 
doch nicht da — , haben wir in der 3. Novelle und 
auch in der EG-Richtlinie vorgesehen, daß hier eine 
enorme Kontrolle stattfinden kann und daß hier 
Zustimmung da sein muß, daß wir dazu aber auch 
die Bundesländer brauchen. Wir haben bereits da- 
mals die Bundesländer aufgefordert, alles zu tun, 
um dieses Problem vor Ort in den Griff zu bekom- 
men. Das bedeutet eben, vor Ort dafür zu sorgen, 

(B) daß der Abfall, wenn er in den Ländern entsteht, 
dort oder in Kooperation mit anderen Bundeslän- 
dern entsorgt werden kann, aber nicht nach dem 
Motto: Haltet den Dieb; die anderen sind schuld. 
Schon gar nicht schuld ist der Innenminister, der 
im übrigen sehr dafür eingetreten ist, daß die 3. No- 
velle so gekommen ist und der ein Verdienst an die- 
ser 3. Novelle hat. Wir sind froh, daß wir diese Poli- 
tik sehr früh begonnen haben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 

Die Berge wachsen!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hiller. 

Miller (Lübeck) (SPD); Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Als Lübecker Abgeordneten sind 
mir die Sorgen der Lübecker Bevölkerung und de- 
ren konkrete Befürchtungen hinsichtlich der Son- 
dermülldeponie Schönberg vertraut. Ich kann Ih- 
nen sagen, daß ich diese Sorgen und Befürchtungen 
teile. 

Aus diesem Grund finde ich es gut, daß zu diesem 
Thema hier eine Debatte stattfindet. Ich begrüße 
dies ebenso wie die zunehmende Diskussion in der 
Öffentlichkeit. Ich verbinde das mit einem Dank für 
die Aufklärungsarbeit und das Engagement der Lü- 
becker Bürgerinitiativen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 


Die Sondermüll-Deponie Schönberg wird den Lü- (C) 
beckern in die allernächste Nachbarschaft gesetzt, 
etwa 5 km von der Stadtgrenze entfernt. Sie wird 
den Lebensraum der Lübecker mitbestimmen, ohne 
daß es kontrollierenden Einfluß gibt. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: So ist es!) 

Die Grenze verhindert die Kontrolle der Deponie. 
Diese Grenze kann aber nicht verhindern, daß das 
exportierte Gift im Grundwasser oder in der Luft zu 
uns zurückkommen wird. 

Immer mehr Politiker begreifen, daß Schönberg 
inzwischen der größte Bremsklotz für eine vernünf- 
tige Abfallbewirtschaftungspolitik in der Bundesre- 
publik ist. Bis zur Jahrtausendwende sollen jährlich 
2 Millionen t dort hinkommen. 

Der vermeintlich billige Müllexport wird zu ei- 
nem immer gefährlicheren und teureren Bumerang 
für uns werden. Schönberg ist ein Irrweg und ver- 
hindert den Vollzug eherner Grundsätze der 3. No- 
velle zum Abfallbeseitigungsgesetz, nämlich daß 
der Müll nur ins eigene Land verbracht werden soll. 
Schönberg verhindert Kontroll- und Vollzugsmög- 
lichkeiten, und Schönberg verhindert sinnvolle In- 
vestitionen zur Müllvermeidung, zum Recycling 
und zur Deponierung von Restmüll. 

Warum greift die Bundesregierung in diese Dis- 
kussion nicht ein? Warum protestiert sie nicht, 
wenn das Land Schleswig-Holstein nun Schönberg 
sogar in den Generalabfallplan einbezieht? 

(Kuhlwein [SPD]: Hört! Hört! — Dr, Olde- 

rog [CDU/CSU]: Das stimmt doch gar (D) 

nicht!) 

Warum sorgt sie nicht dafür, daß Wort und Geist 
des Abfallbeseitigungsgesetzes konsequent einge- 
halten werden? Und warum protestiert sie nicht da- 
gegen, daß dieses Abfallbeseitigungsgesetz von der 
schleswig-holsteinischen Landesregierung unter- 
laufen wird? 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Was ist denn ei- 
gentlich mit Hamburg los?) 

Warum läßt die Bundesregierung zu, daß Müllex- 
port in der Bundesrepublik eine Privatveranstal- 
tung von Unternehmern bleibt, ohne daß eine 
rechtsverbindliche Vereinbarung mit der DDR ge- 
troffen wird? Warum sagt die Bundesregierung 
nicht öffentlich, daß bei uns so eine Deponie in 
einem Planfeststellungsverfahren keine Chance 
hätte? 

800 Bohrungen wären nötig. Mir ist bekannt, daß 
auf DDR-Seite 12 Bohrungen durchgeführt worden 
sind. Ich frage die Bundesregierung: Welche Ab- 
fallagerungsbedingungen herrschen im aktuellen 
Zustand? Klarheit darüber zu bekommen, ist weder 
in Kiel noch in Bonn möglich. Wie steht es zur Zeit 
mit dem Positiv-Negativ-Katalog? 

Die Hansestadt Lübeck und auch die CDU haben 
einen Prozeß gegen diese Mülldeponie in Schön- 
berg angestrengt, 

(Kuhlwein [SPD]: Hört! Hört! Auch die 
CDU!) 

Sie von der CDU können sich bei den örtlichen 
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Hiller (Lübeck) 

(A) CDU-Vertretern durchaus schlau machen und sich 
dort Ihre Nachhilfestunden besorgen. 

Ich möchte von dieser Stelle an alle — und damit 
meine ich wirklich alle, wenn ich jetzt auch in Rich- 
tung GRÜNE gucke — appellieren, dafür zu sorgen, 
daß die Grundsätze des Abfallbeseitigungsgesetzes 
auch im Falle Schönberg zumindest mittelfristig 
eingehalten werden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Sonst wird das eine Zeitbombe. Es ist notwendig, 
daß alle diese Pflicht und Verantwortung erkennen. 
Das kann dann dazu führen, daß die Transporte 
nach Schönberg gestoppt werden können. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Das Typische an dieser Aktuellen 
Stunde ist erstens, daß sie sich nicht mit einem 
aktuellen Thema, 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

sondern mit einem Thema befaßt, das seit langem 
auf dem Tisch liegt, und daß sie zweitens zeitlich 
insofern falsch festgelegt worden ist, als sich im 
Augenblick eines der Bundesländer, nämlich 
Schleswig- Holstein, seine Verantwortung im Zu- 

(B) sammenhang mit Schönberg dadurch wahrzuneh- 
men anschickt, daß der Landtag in dieser Angele- 
genheit einen Untersuchungsausschuß eingesetzt 
hat, 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 

Das zeigt doch, daß das aktuell ist! — Frau 

Hönes [GRÜNE]: Warum macht er denn 
das? Eben weil es aktuell ist!) 

um zu erreichen, daß alle mit Schönberg zusam- 
menhängenden Fragen geklärt werden. Drittens ist 
aus all dem, was bisher — auch heute morgen — 
gesagt worden ist, deutlich geworden, daß in dieser 
Frage nicht der Bundesinnenminister zuständig ist, 
sondern daß in diesen Fragen die Länder zuständig 
sind, auch nach der 3. Novelle zum Abfallbeseiti- 
gungsgesetz. 

(Zuruf der Abg. Frau Hönes [GRÜNE]) 

Weiter, verehrte Frau Kollegin, müssen wir gleich- 
zeitig erleben, daß die Verbringung von Müll auf 
Sondermülldeponien in der Bundesrepublik durch 
Minister von Bundesländern eingeschränkt wird, 
daß eine solche Einschränkung erfolgt, ohne daß 
gesagt und klargemacht wird, wohin dieser Sonder- 
müll denn in Zukunft verbracht werden soll, außer 
etwa nach Schönberg. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Der sollte nicht 
mehr produziert werden!) 

Insofern wird eines ganz deutlich: Es kann nicht 
angehen, daß eine Gesellschaft, eine Wirtschaft wie 
die unsere 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wie die Ihre!) 


auf der einen Seite Problemmüll erzeugt und auf (C) 
der anderen Seite nicht bereit ist, an irgendeinem 
Platz innerhalb der Bundesrepublik Vorkehrungen 
dafür zu treffen, daß dieser Müll deponiert oder 
beseitigt wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Hier liegt nämlich der ganz entscheidende Fehler, 

Alles, was wir unsererseits gesetzlich machen 
können, Frau Hönes, ist doch nur, die Vorausset- 
zungen dafür zu schaffen, daß in Zukunft weniger 
Müll anfällt. 

(Kuhlwein [SPD]: Richtig!) 

Wir müssen aber bereit sein, uns darüber zu ver- 
ständigen, wie wir den Müll, der auch in Zukunft 
anfallen wird, in einer Art und Weise beseitigen, 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Dann reden Sie 
doch einmal Tacheles mit der Industrie!) 

die sich ohne Gefährdung einer bestimmten Region 
durchführen läßt. Wir werden ja aus Schleswig-Hol- 
stein über Schönberg einiges mehr hören, wenn der 
Untersuchungsausschuß seine Arbeit aufgenom- 
men hat. 

Aber eines ist sicher: Schönberg befindet sich an 
einer Stelle, an der schon in den 30er Jahren Unter- 
suchungen vorgenommen worden sind mit dem 
Ziel, festzustellen, ob hier ein geeignetes Gelände 
für eine Mülldeponie vorhanden sei. 

Es hat intensive Gespräche zwischen der schles- 
wig-holsteinischen Landesregierung und den DDR- 
Stellen gegeben. Aber täuschen wir uns über eines 
bitte nicht: Wir sind nicht in der Lage, der DDR vor- 
zuschreiben, 

(Zuruf von der SPD: Eben!) 

in welcher Weise auf ihrem Gebiet ihr Müll oder 
auch der Müll, den sie von außen bezieht, beseitigt 
wird. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 

Gesamtdeutsche Verantwortung, Herr 

Ronneburger! Davon reden Sie doch 
sonst!) 

Dazu sind wir nicht in der Lage, Herr Kollege 
Schmidt. Das ist nun eine Tatsache, mit der Sie sich 
in anderer Beziehung ja offenbar schon sehr viel 
mehr abgefunden haben, als es auf unserer Seite 
der Fall ist. 

Hier geht es um die ganz entscheidende Frage; 

Sind wir bereit, Verantwortung und Konsequenzen 
zu tragen, die sich aus der Tatsache ergeben, daß es 
auf unserem Gebiet Müll gibt, der beseitigt oder 
gelagert werden muß? Sind wir bereit, die Verant- 
wortung dafür zu übernehmen, daß dies in einer 
Weise geschieht, die, Herr Kollege Hiller, einer 
Stadt wie Lübeck eben nicht zu Befürchtungen An- 
laß gibt und die nicht dazu führt, daß eine Ge- 
meinde wie Schlutup durch die Transporte mit den 
Riesencontainern über die enge Durchfahrtsstraße 
dieser Ortschaft — wer sie kennt, wird mir das 
bestätigen — in einer geradezu unerträglichen 
Weise belästigt wird, wie das gegenwärtig der Fall 
ist? Aber dies geht nicht, indem wir sagen: Auf 
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Ronneburger 

(A) unsere Deponien nichts mehr, aber auch nach 
Schönberg nichts mehr, sondern jeder mag sehen, 
wohin er das packt. — Damit wird die Situation 
jedenfalls nicht verbessert, Frau Hönes. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von den 
GRÜNEN: Dann sagen Sie doch, wie!) 

Präsident Dr. Jenninger; Ich erteile das Wort dem 
Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister des Innern, Herrn Spranger. 

Sprenger, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster des Innern: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Anlagen zur Abfallbeseitigung, insbeson- 
dere die Genehmigung neuer Anlagen, stoßen hier- 
zulande auf zunehmende Schwierigkeiten. Zwar er- 
zeugen Industrie, Gewerbe, Handel und Bürger 
nach wie vor große Mengen an Abfällen — im Jahr 
etwa 250 Millionen t — , Anlagen zur Beseitigung 
dieser Abfallmengen will jedoch niemand vor der 
eigenen Haustür haben. Über Bürgerinitiativen, po- 
litische Aktionen oder notfalls über die Gerichte 
werden neue Deponien oder Verbrennungsanlagen 
blockiert. 

Die DDR hat diese Situation bei uns und in ande- 
ren westlichen Staaten erkannt und bereits 1980 die 
Deponie Schönberg eingerichtet, die 1981 ihren Be- 
trieb aufnahm. Seitdem werden aus vielen Ländern 
der Bundesrepublik Deutschland und auch aus an- 
deren Staaten Europas wachsende Mengen an Ab- 
jßj fällen nach Schönberg verbracht. Nach Angaben 
aus Schleswig-Holstein waren es im vergangenen 
Jahr über 800 000 t, davon mehr als die Hälfte allein 
aus Hamburg. Der weitaus überwiegende Teil die- 
ser Abfälle ist Hausmüll und hausmüllähnlicher 
Gewerbemüll. Daneben werden in Schönberg aber 
auch andere Abfallarten abgelagert 

Schönberg ist nicht der einzige Fall. Wachsende 
Abfallmengen werden über unsere Grenzen auch in 
andere Länder verbracht, insbesondere nach 
Frankreich. 

Die Bundesregierung betrachtet dies nicht als 
Dauerzustand, da wir uns auf diese Weise in Ab- 
hängigkeiten begeben. Wir müssen in der Lage sein, 
die hier anfallenden Abfälle auch selbst zu entsor- 
gen, und zwar in einer umweltverträglichen Form. 

Die Bundesregierung hat die hierzu notwendigen 
Aktivitäten ergriffen. Zur Eindämmung des grenz- 
überschreitenden Abfalltourismus legte die Bun- 
desregierung die dritte Novelle zum Abfallbeseiti- 
gungsgesetz vor, die, vom Bundestag im letzten 
Jahr verabschiedet, am 1. Juni 1985 in Kraft getre- 
ten ist. Seitdem unterliegen Import, Export und 
Transit von Abfällen der Genehmigungspflicht so- 
wie der Kontrolle durch die Länder. Im Gesetz ist 
ferner festgeschrieben, daß Abfälle vorrangig im In- 
land zu beseitigen sind. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Und was ist mit 
Schönberg?) 

Es liegt nun an den Ländern, hiernach zu han- 
deln, d. h. auch zum Teil vorhandene Engpässe in 
der Abfallbeseitigung abzubauen durch die zügige 


Planung, Genehmigung oder Inbetriebnahme neuer (C) 
Anlagen auf ihrem Gebiet. 

Bundesinnenminister Zimmermann brachte das 
Problem des Abfalltourismus auch auf der letzten 
Umweltministerkonferenz im November 1985 mit 
den Ländern zur Sprache. 

Ausgehend von einer Prognose des künftigen Ab- 
fallaufkommens sollen die verfügbaren Anlagenka- 
pazitäten im Inland untersucht werden. Aus dem 
Fehlbedarf werden sich der künftige Bedarf für Ex- 
porte und — was wir erreichen müssen — dessen 
Abbau durch Schaffung neuer Anlagen ergeben. 

Ich begrüße in diesem Zusammenhang ausdrück- 
lich die Initiative der süddeutschen Länder, gemein- 
sam neue Verbrennungskapazitäten für Sonderab- 
fälle zu schaffen, und wünsche diesen Bestrebun- 
gen baldigen Erfolg, auch was den Standort derarti- 
ger Anlagen angeht. Auch Niedersachsen geht mit 
der geplanten Schaffung eigener Kapazitäten zur 
Verbrennung und Ablagerung von Sonderabfällen 
den richtigen Weg. 

Ich möchte an dieser Stelle aber auch ausdrück- 
lich betonen, daß die Bundesregierung nicht gewillt 
ist, das hohe Abfallaufkommen als unabwendbar 
hinzunehmen. Wir müssen intensive Anstrengun- 
gen machen, um die Abfallmengen selbst zu redu- 
zieren und deren Schädlichkeit zu verringern. 
Hierzu hat die Bundesregierung die vierte Novelle 
zum Abfallbeseitigungsgesetz vorgelegt Ich hoffe 
auf eine zügige Verabschiedung dieses Gesetzen!- 
Wurfs, (j)) 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 

Einwegflasche?) 

Die Ablagerung von Abfällen in Schönberg ge- 
schieht nach den Bedingungen und Vorschriften 
der DDR. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Aha!) 

Wir haben jedoch insoweit ein Interesse, als von 
dem Betrieb der Deponie Umweltbelange im be- 
nachbarten Lübecker Gebiet betroffen sind. 

(Schmidt [Hamburg- Neustadt] [GRÜNE]: 

Immerhin!) 

Die schleswig-holsteinische Landesregierung hat 
sich von Anfang an um entsprechende Informatio- 
nen über Schönberg bemüht und sozusagen auf 
dem kleinen Dienstweg auf eine Berücksichtigung 
der Interessen des zu Schönberg benachbarten Ge- 
biets in Schleswig-Holstein und insbesondere im 
Raum Lübeck hingewirkt. Darüber hinaus werden 
Informationen über Schönberg, z. B. über die Ergeb- 
nisse der Analysen von Oberflächengewässern, in 
der Grenzkommission ausgetauscht. 

Die DDR hat der Bundesregierung ferner die je- 
weils geltenden Ablagerungsbedingungen für 
Schönberg mitgeteilt, zuletzt im März 1985, und Be- 
suche und Besichtigungen auf der Deponie ermög- 
licht. Die Ablagerungsbedingungen für Schönberg 
werden nach Wissen der Bundesregierung von den 
DDR-Behörden genau beachtet. Es liegen jedenfalls 
keine anderen Erkenntnisse vor. 
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Pari. Staatssekretär Spranger 

(A) Der Bundesminister des Innern hat die zuständi- 
gen Behörden des Landes Schleswig-Holstein gebe- 
ten, die Annahme- und Ablagerungsbedingungen 
daraufhin zu überprüfen, ob bei Einhaltung der Be- 
dingungen eine Gefährdung des Lübecker Grund- 
und Oberflächenwassers ausgeschlossen werden 
könne. Schleswig-Holstein bestätigte dies mit eini- 
gen wenigen Einschränkungen zu bestimmten Ab- 
fallarten, bei denen hierzulande die Diskussion 
noch nicht abgeschlossen ist oder bei denen statt 
einer Deponierung eine Verbrennung bevorzugt 
wird. Wichtig ist, daß der Betreiber der Deponie 
Schönberg seitdem diese Abfallarten nicht an- 
nimmt und den Vollzug der Ablagerungsbedingun- 
gen in diesen Punkten ausgesetzt hat. 

Fazit nach gegenwärtigem Kenntnisstand ist so- 
mit, daß bei Einhaltung der zur Zeit angewendeten 
Annahmebedingungen der Schutz des Grund- und 
Oberflächenwassers auf schleswig-holsteinischer 
Seite mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich- 
keit als gewährleistet angesehen werden kann. Das 
heißt nicht, daß wir keine Fragen mehr an die DDR 
hätten. Es gibt eine Reihe von Punkten, zu denen 
wir gerne noch mehr über die geologischen und 
hydrologischen Verhältnisse am Standort Schön- 
berg und in der Umgebung oder zum Betrieb der 
Deponie wüßten. Die Bundesregierung hat deshalb 
den Bereich Abfallbeseitigung mit in die geplante 
Vereinbarung über Umweltzusammenarbeit mit 
der DDR aufgenommen. 

Die Bundesregierung möchte gemeinsam mit 
Schleswig-Holstein aktuelle Fragen zu Schönberg 
(ß) erörtern. Die DDR hat dies bislang über die beste- 
henden Kontakte hinaus nicht ermöglicht. Der Bun- 
desminister des Innern wird jedoch in Kürze im 
Rahmen seiner Verhandlungen mit der DDR hier 
einen erneuten Vorstoß unternehmen. 

Ich bin zuversichtlich, daß die von uns gewünsch- 
ten engeren Fachkontakte von der DDR bald er- 
möglicht werden, auch wenn die DDR weiß, daß wir 
nicht über Erleichterungen der Transporte nach 
Schönberg sprechen werden, sondern über Maß- 
nahmen zum Ausschluß von Gefahren für unsere 
Bürger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Jansen. 


Jansen (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Dr. Olderog, Ihren Zwischenruf 
„Hamburg“ will ich aufnehmen. Auch Hamburger 
Giftmüll gehört nicht nach Schönberg. 

(Beifall der Abg. Frau Hönes [GRÜNE]) 

Das Problem besteht jedoch darin, daß die schles- 
wig-holsteinische Landesregierung Schönberg Si- 
cherheit atestiert und deshalb alle Bundesländer, 
die es wollen, im Grunde diesen Weg nehmen, um 
dort abzulagern. 

Wir reden heute über Schönberg. In Wirklichkeit 
ist das Thema dieser Aktuellen Stunde die Unfähig- 
keit der Bundesregierung, der Landesregierungen 


und der Parlamente, mit der Frage Abfallbeseiti- (C) 
gung tatsächlich fertig zu werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir reden über Gesetze, aber wir handeln nicht. Es 
geht darum, daß wir endlich erreichen, daß die Mi- 
nimierung von Müll der entscheidende politisch- 
inhaltliche Faktor ist 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und daß wir aufhören, diese Dinge einfach vor uns 
herzuschieben. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Wem sagen Sie 
das eigentlich?) 

Die Ausweisung von neuen Standorten für Depo- 
nien ist ein komplizierter und schwieriger Vorgang 
geworden. Die Akzeptanz der örtlichen Bevölke- 
rung ist kaum zu erreichen. Bürgerinitiativen weh- 
ren sich. Egal, ob ein SPD-, ein CDU- oder ein grü- 
ner Umweltminister Verantwortung trägt: So ist 
es. 

Deshalb ist es gut, daß wir darauf hören, daß wir 
uns in einen Ökologischen Zwang setzen lassen, un- 
sere Industriegesellschaft zu modernisieren, umzu- 
orientieren. Denn sonst könnten wir im Endergeb- 
nis keine Verantwortung dafür tragen, was hier ge- 
schieht. Ich hoffe, daß das, was Bürgerinitiativen, 
was die Menschen von uns verlangen, wirklich 
ernstgenommen wird, nicht nur über Planfeststel- 
lungsverfahren, sondern endlich auch über Umwelt- 
verträglichkeitsprüfungen bei solchen Projekten, 
wenn sie anstehen. 

(P) 

(Beifall bei der SPD) 

Was bedeutet es eigentlich, wenn wir in einer sol- 
chen Lage die Vereinfachung von zugegeben 
schwierigen Problemlösungen dadurch suchen, daß 
wir die Müllablagerung in einen anderen Staat aus- 
gliedern, der nach unserer gemeinsamen Einschät- 
zung nicht die rechtsstaatlichen Qualitäten besitzt, 
wie wir sie von einem Rechtsstaat unserer Demo- 
kratie erwarten? Dort können keine Bürgerinitiati- 
ven auftreten, dort haben Bürger kein Klagerecht, 
und wir lagern unseren Müll trotzdem in der DDR 
ab. Das ist vielleicht eine rechts staatliche Moral! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dazu darf es nur eine Alternative geben: Unser 
Müll ist dort zu lagern und dort zu behandeln, wo er 
unserer politischen und fachlichen Kontrolle unter- 
steht, dort, wo wir, wenn es einmal notwendig wer- 
den sollte, über erforderliche Maßnahmen der Alt- 
lastensanierung entscheiden können. Kann es uns 
gleichgültig sein, was mit der Altlast, die vor unse- 
ren Augen in Schönberg entsteht, in 20 oder 30 Jah- 
ren geschieht? Welche Möglichkeiten haben wir 
dann gegenzuhalten, wenn die Fehler dort drüben 
endgültig gemacht sind? 

Wir Sozialdemokraten haben gestern abend im 
Schleswig-Holsteinischen Landtag einen Untersu- 
chungsausschuß durchgesetzt. Dieser Untersu- 
chungsausschuß wird die Probleme auflisten, auch 
die Tatsache, daß die DDR 1984 und 1985 das, was in 
Schönberg an Giftmüll hinein kann, ausgeweitet 
hat. Trotzdem läßt Schleswig-Holstein es weiterlau- 
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Jansen 

(A) fen. Herr Spranger, Sie haben 1985 einen Brief an 
die Landesregierung geschrieben. Es ist nicht mehr 
nachgefaßt worden. 

Wir sagen deshalb: Die Dritte Novelle zum Abfall- 
beseitigungsgesetz muß endlich angewendet wer- 
den. Nach § 13 Abs. 1 dürfen keine Abfälle aus der 
Bundesrepublik hinausgebracht werden, wenn die 
Ablagerung eine Beeinträchtigung des Allgemein- 
wohls darstellt. Das ist in Schönberg der Fall. Wir 
fordern einen sofortigen Stopp aller Sondermüll- 
und Gifttransporte in die DDR sowie Verhandlun- 
gen im Rahmen eines Gesamtkonzepts, Herr 
Spranger. Wenn das geschieht, ist es gut. In be- 
stimmten Abständen zur Grenze sollten weder wir 
zur DDR noch die DDR zu uns Sondermülldeponien 
für giftige Abfälle einrichten. Wenn Sie diesen Weg 
nicht gehen, dann verletzen Sie Ihre Verfassungs- 
pflicht, zum Wohle aller Bürgerinnen und Bürger zu 
handeln. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Olderog. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Jansen, diese Rede hätten Sie in Hamburg oder in 
Wiesbaden halten sollen, nicht aber im Deutschen 
Bundestag, denn dorthin gehört Ihre Kritik nicht. 

(Kühl wein [SPD]: Oder gestern abend in 

(B) Kiel!) 

— Ich bitte, etwas Rücksicht auf meine Stimme zu 
nehmen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Nehmen Sie einmal 

Rücksicht auf uns mit Ihren Ausführun- 
gen!) 

Um es ganz klar zu sagen: Es gibt niemanden in 
Schleswig-Holstein, der auch nur das geringste In- 
teresse daran hätte, daß neben einer der schönsten 
deutschen Städte — das ist Lübeck — eines der 
häßlichsten „Bauwerke“ unserer Zeit, nämlich ein 
Berg aus Müll und Dreck, entsteht. Wie konnte es 
geschehen, 

(Volmer [GRÜNE]: Geld verdienen!) 

daß dort binnen weniger Jahre die größte Müll- 
kippe Europas entsteht? Die DDR kalkuliert nüch- 
tern. Sie schlägt Profit aus der Unfähigkeit der Ka- 
pitalisten, wie sie uns verächtlich nennt, ihre Pro- 
bleme zu lösen. Bei uns will niemand den Müll 
haben. 

Ihre Vorstellungen, meine Damen und Herren 
von den GRÜNEN, man solle den Müll gar nicht 
erst entstehen lassen, ist weitgehend Utopie und 
gefährlich, wenn damit die Möglichkeit der Abfall- 
beseitigung im eigenen Land verhindert wird. Auf 
Ihren Parteitagen halten Sie schöne Reden — das 
ist die Theorie — , und Ihr Kollege Joschka Fischer 
kippt seinen Dreck den Lübeckern vor die Füße: 
Das ist die Praxis, meine Damen und Herren. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Er hat bereits Kon- 
sequenzen gezogen, Herr Olderog!) 


Schleswig-Holstein hat sich seit Jahr und Tag be- (C) 
müht, diesem MülltGurismus entgegenzuwirken, 

(Kuhlwein [SPD]: Herr Olderog, das ist 
doch nicht wahr! Ihr habt geschlafen!) 

aber es gibt kein rechtliches Instrumentarium; viel- 
mehr entscheidet z. B. Wiesbaden oder Hamburg, ob 
diese Genehmigungen erteilt werden. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 

Aber nicht für den schleswig-holsteini- 
schen Müll!) 

Wir begrüßen es deshalb ausdrücklich — auch 
wenn der schleswig-holsteinische Wahlkampf der 
Anlaß dafür ist — , daß hier einmal über dieses Pro- 
blem Schleswig-Holsteins geredet wird. Das Land 
hat sich manchmal allein gefühlt, es hat sich auch 
ein bißchen von Bonn alleingelassen gefühlt. 

Aber, verehrter Herr Jansen, was haben Sie von 
der SPD, die Sie sich neuerdings so sehr über 
Schönberg erregen, getan? Was haben Sie getan, 
um mitzuhelfen, das Problem zu lösen? Sie reden 
mit der DDR über alles mögliche, vorzugsweise 
über Weltpolitik. Mit Herrn Axen reden Sie über 
eine chemie- und atomwaffenfreie Zone entlang der 
Grenze, 

(Kuhlwein [SPD]: Eben, eine chemiewaf- 
fenfreie Zone!) 

Warum haben Sie nicht einmal eine müllfreie Zone 
bei Lübeck und anderswo gefordert? Das wäre viel- 
leicht vernünftiger und konkreter gewesen! 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Kühl- 

wein [SPD]: Das ist doch die chemiefreie 
Zone!) 

Und was ist mit dem Kollegen Jansen, der eben 
geredet hat? Der hätte sich doch schon längst ein- 
mal um die Wakenitz kümmern können, jenes hüb- 
sche Flüßchen zwischen Lübeck und Schönberg. 

Bei allen Ihren beflissenen Kontakten mit der DDR 
haben Sie 

(Jungmann [SPD]: Unverschämt!) 

statt dessen über die Gebietsabtretung auf der Elbe 
geredet, über nichts anderes. 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt einfach 
nicht!) 

Meine Damen und Herren, wie künstlich wirkt 
doch die ganze Aufregung, 

(Kuhlwein [SPD]: Wie künstlich wirkt die- 
ser Olderog!) 

die jetzt im Wahlkampf veranstaltet wird, gegen- 
über all dem demonstrativen Desinteresse, das Sie 
jahrelang gegenüber diesen Problemen gezeigt ha- 
ben. 

(Kuhlwein [SPD]: Ein richtiger Dröhnbü- 

del sind Sie! — Heiterkeit bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Den Lübeckern soll jetzt im Wahlkampf Angst ge- 
macht werden. Und deshalb möchte ich einmal klar 
unterstreichen, was der Parlamentarische Staatsse- 
kretär gesagt hat: Es gibt für eine solche Angst kei- 
nen vernünftigen Grund. Nach allen Erkenntnissen 
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Dr. Olderog 

(A) hat diese Deponie einen hohen Sicherheitsstan- 
dard; das können Sie doch nicht bestreiten. 

(Kuhlwein [SPD]: Das ist doch nicht wahr! 

— Weiterer Zuruf von der SPD: Da fragen 
Sie einmal das Umweltbundesamt! — 
Weitere Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

— Ja, Sie müssen nicht die „taz“ lesen, sondern die 
Untersuchungen des Geologischen Landesamtes 
und der hydrogeologischen Experten! Sie müssen 
einmal die Gutachten der Wissenschaftler lesen, 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Genau, vom Um- 
weltbundesamt!) 

statt hier mit Informationen aus polemischen Zei- 
tungsartikeln aufzuwarten. 

(Weitere Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die Kieler Landesre- 
gierung hat alles ihr Mögliche getan. 

Hören Sie auf, aus Schönberg parteipolitisches 
Kapital zu schlagen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der SPD: Das machen Sie!) 

Es ist ein Problem, um das wir uns gemeinsam 
kümmern müssen. 

(Kuhlwein [SPD]: Ich denke, es ist alles in 
Ordnung! Eben haben Sie noch gesagt, es 
sei alles in Ordnung, und jetzt ist es ein 
Problem!) 

Hören Sie damit auf, daraus Kapital zu schlagen! 
Das gilt besonders für diejenigen, die in Hamburg 
und in Wiesbaden Verantwortung tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Collet. 


Collet (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Kolleginnen und Kollegen! Ich darf vielleicht an 
den letzten Beitrag anknüpfen, der uns mahnte, die 
wissenschaftlichen Gutachten zu lesen. Aus der An- 
hörung im Innenausschuß weiß ich, daß wir dort für 
jedes politische Argument auch den richtigen Wis- 
senschaftler gefunden haben. Es erschwert uns ja 
in der Politik immer wieder die Entscheidung, daß 
sowohl für das eine wie für das andere gegenteilige 
Argument die wissenschaftliche Untermauerung 
gegeben ist. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, diese Aktu- 
elle Stunde über Schönberg, den — wie es kürzlich 
drastisch hieß — „Darmausgang der Nation“, ist für 
mich erhellend. Sie ist es in besonderem Maße des- 
halb, weil noch heute, gleich nach Schluß dieser 
Debatte, im Wirtschaftsausschuß die Änderungsan- 
träge zur vierten Novelle des Abfallbeseitigungsge- 
setzes behandelt werden. Diese Debatte über die 
„Eiterbeule Schönberg“ ist deshalb so erhellend, 
weil sie ein Schlaglicht auf eine verfehlte — auch 


durch uns verfehlte; ich schließe dabei niemanden (C) 
aus — , 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Jetzt wird’s 

ehrlich! — Dr. Olderog [CDU/CSU]: Der er- 
ste ehrliche Beitrag der Opposition!) 

zu kurz greifende Abfallpolitik wirft. Schönberg, der 
ganze schon fast kriminelle Giftexport und die 
Zunft der Falschdeklarierer und Giftvermischer 
sind nur ein Symptom dafür, daß wir mit der Art 
und Weise unserer Produktion nicht mehr ins reine 
kommen. Das ist halt die Kehrseite unserer Hoch- 
glanzkonsumprodukte. 

Können wir uns damit zufriedengeben, können 
wir damit leben, daß unsere Böden und unser 
Trinkwasser schleichend vergiftet werden? Können 
wir uns damit abfinden, daß die Schadstoffe in un- 
seren Produkten eine vernünftige Abfallwirtschaft 
verhindern, indem sie insbesondere die für unsere 
Böden so wichtige Abfallkompostierung fast un- 
möglich machen? Wir sagen: nein. Eine vernünftige 
Abfallwirtschaft, die das Schlagwort vom Vorrang 
der Abfallvermeidung ernst nimmt, hat nur die 
Wahl, den Eintrag der Schadstoffe schon an der 
Quelle, nämlich bei der Produktion, zu verhindern. 

In diesem Zusammenhang war es für uns Sozial- 
demokraten besonders interessant, hier zu erfah- 
ren, daß auch dioxinhaltige Asche aus Müllverbren- 
nungsanlagen nach Schönberg verbracht wurde. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aus Hamburg!) 

Das scheint eine beliebte Übung der Müllverbren- 
ner zu sein. Am anderen Ende der Republik ist es ' ^ 
die Deponie Montais-la-Montagne in Lothringen, 
auf die Flugasche und Filterrückstände der MVAs 
Stuttgart, Rosenheim und Darmstadt transportiert 
werden. Da mutet es schon absurd an, daß ausge- 
rechnet immer wieder die Verbrennung als Lösung 
der Abfallprobleme propagiert wird — eine Tech- 
nik, die offensichtlich den Giftmüll vermehrt, statt 
ihn zu vermindern; denn die Dioxine entstehen ja 
erst bei der Verbrennung oder, wie Wissenschaftler 
aus Karlsruhe kürzlich gesagt haben, in der Flug- 
asche. 

Die SPD hat in der Debatte um das Abfallbeseiti- 
gungsgesetz ein ganzes Bündel von wirkungsvollen 
Maßnahmen gegen die fortwährende Schadstoffbe- 
lastung vorgelegt. Unsere Vorschläge reichen von 
der Kennzeichnungspflicht schadstoffhaltiger Pro- 
dukte über ihre getrennte Erfassung, unterstützt 
durch ein Pflichtpfand und durch Rücknahmever- 
pflichtungen für den Handel, bis hin zur Schadstoff- 
abgabe. Wir müssen schadstoffhaltige Produkte so 
teuer machen, daß es sich für die betroffenen Fir- 
men auch wirklich lohnt, nach Ersatzprodukten zu 
suchen. Was soll da das Geschwätz von der „Steuer- 
erhöhungspartei“? 

In dieselbe Kategorie gehört auch der Einsatz 
von ausschließlich hochwertigen Entsorgungstech- 
niken. Das planlose Abkippen hochgiftiger Abfälle 
ist in heutiger Zeit ein Skandal und ein Denkmal 
der Rückschrittlichkeit. Das böse Wort, daß man die 
Wahl habe, seine Lackschlämme entweder für 
450 DM je Tonne zu verbrennen, sie für 200 DM 
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Collet 

(A) unter Tage zu deponieren, sie für 80 DM in die DDR 
zu verbringen oder sie für 5 DM je Tonne mit Sand 
zu vermischen und auf einer Bauschuttdeponie ab- 
zukippen, muß aus der Welt. Auch Produktverbote 
sind dort, wo es um umweltfreundliche Ersatzstoffe 
geht, für uns kein Tabu. Ich denke da besonders an 
PCB und an das PVC und überhaupt an schwerme- 
tallhaltige Stabilisatoren und Farbpigmente. 

Wir sollten als Abfallwirtschaftler aber auch über 
unseren Tellerrand schauen. Aus meiner Sicht ist 
es überlegenswert, ob man z. B. nicht diejenigen 
Bauern und Gärtner besonders unterstützen sollte, 
die vollständig auf Pestizide und Kunstdünger ver- 
zichten; 

(Stockhausen [CDU/CSU]: Mineraldünger 
heißt das! Es gibt keinen Kunstdünger!) 

denn sie ersparen uns auch Abfallprobleme. Das 
gleiche gilt für Bauherren, Architekten und an- 
dere. 

Ich hoffe zuversichtlich, daß Sie, die Kollegen von 
der Regierungskoalition, in Sachen Abfallnovelle 
mit uns an einem Strang ziehen und nicht, wie so 
oft, im Zweifelsfall dem Schutz der Industrie den 
Vorrang geben vor dem Schutz der Umwelt und der 
menschlichen Gesundheit. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum 
Schluß. 

Collet (SPD): Ein letzter Satz! Die Änderungsan- 

(B) träge, die Sie im Wirtschaftsausschuß vorgelegt ha- 
ben, geben jedenfalls zu Befürchtungen Anlaß. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Weirich. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich weiß nicht, was ich bei den 
antragstellenden GRÜNEN bewundern soll: 

(Zuruf von den GRÜNEN: Alles!) 
ihren Mut oder ihre Impertinenz, 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Beides ist notwen- 
dig bei Ihrer Politik!) 

auf der einen Seite auf ihrer Bundesversammlung 
ein Entgiftungsprogramm zu fordern, auf der ande- 
ren Seite hier die Frage der Giftmüllexporte in die 
DDR zur Diskussion zu stellen, während der grüne 
Umwelt- und Energieminister in Hessen, Herr 
Joschka Fischer, der größte Müllexporteur der Bun- 
desrepublik Deutschland ist. 

Diese ganze Debatte zeigt die ungeheure Diskre- 
panz zwischen grüner Traumtänzerei und der 
grauen Wirklichkeit, die sich insbesondere am Bei- 
spiel von Hessen zeigt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Hessen hat mit der DDR einen Vertrag über den 
Export einer Höchstmenge von 70 000 t Giftmüll ab- 
geschlossen — insgesamt fallen in diesem Land 
300 000 t in jedem Jahr an — , obwohl noch vor eini- 


gen Jahren, Herr Jansen, alle sozialdemokratischen (C) 
Umweitminister den Müllexport in die DDR als 
ökologische Todsünde bezeichnet haben. 

Inzwischen ist Hessen insgesamt zur Umweltsa- 
tire geworden. Früher gab es ja hessische Umwelt- 
minister, die gesagt haben, sie seien die erste 
Adresse des Umweltschutzes und sie begriffen sich 
als Motor der Umweltpflege. 

Ich darf Sie auch daran erinnern, daß es sozialde- 
mokratische Umweltminister waren und sozialde- 
mokratische Landesregierungen, die ein gesetzli- 
ches Verbot des Müllexports in Bonn wie in Brüssel 
gefordert haben. Es war der frühere sozialdemokra- 
tische Umweltminister Schneider, der gesagt hat: 

Die Deponie in Schönberg in der DDR ist der Inbe- 
griff der Umweltverschmutzung, und diese Deponie 
hat einen ganz geringen Level in Sicherheitsvor- 
kehrungen. — Ich übernehme diese These von 
Herrn Schneider bewußt nicht, weise Sie aber auf 
die gesamte Diskrepanz und Widersprüchlichkeit 
der rot-grünen Umweltpolitik hin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun komme ich zu Herrn Fischer, In der „Tages- 
zeitung“, dem Zentralorgan der GRÜNEN, 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

erklärt er unter der Überschrift „Joschka F. im Gift- 
mülltaumel“ in einem Interview zwei Dinge. Erst 
sagt er in seiner bekannten Müllsprache: Den Kot 
hat mir mein Vorgänger überlassen. — Das Wort, 
das er gebraucht hat, darf ich nicht benutzen; sonst 
würde es der Präsident als unparlamentarisch zu- (D) 
rückweisen. 

(Kuhlwein [SPD]: Was sind Sie sensibel!) 

Er macht dann eine zweite Aussage. Er erklärt: Ich 
bin nur ein Mensch und kein Magier. — Das wuß- 
ten wir bereits, meine Damen und Herren. Gleich- 
zeitig wirbt er indirekt für die Sondermülldeponie 
in Mainhausen. Meine Damen und Herren, wo ist 
denn eigentlich Ihre Umweltpolitik? Auf der einen 
Seite wird auf Grund von Gerichtsbeschluß der Ab- 
fallexport von Hessen nach Frankreich gestoppt. 

Die Deponie in Offheim wird geschlossen. Mainhau- 
sen wollen Sie nicht. Was wollen Sie eigentlich? 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Eine andere Pro- 
duktion!) 

Es bleibt als einziger Ausweg der, den auch Herr 
Fischer propagiert hat: entweder Mainhausen oder 
weiterhin der Abfallexport in die DDR. Wenn Herr 
Faßbinder noch leben würde, hätte er vielleicht ein 
Theaterstück „Der Müll, das Land und die Not“ ge- 
schrieben. 

Deswegen möchte ich Sie zum Ende meines Bei- 
trages herzlich bitten: Entgiften Sie zunächst ein- 
mal Ihr Umweltprogramm. Sorgen Sie für etwas 
mehr umweltpolitische Glaubwürdigkeit in dem 
Land, wo Sie Verantwortung tragen — im rot-grü- 
nen Hessen — , und bleiben Sie auf dem Boden 
einer vernünftigen Abfallpolitik, statt Visionen zu 
zeichnen, die mit der grauen Wirklichkeit über- 
haupt nichts zu tun haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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(A) Präsident Dr. Jenninger; Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Schwarze-Peter-Spiel hilft 
in dieser Angelegenheit mit Sicherheit nicht weiter, 
und zwar weder in Richtung DDR noch in Richtung 
einzelner Bundesländer, wie Sie es versucht haben, 
Herr Olderog und Herr Weirich. Wenn Sie von 
Hamburg und Hessen sprechen, müssen Sie wahr- 
heitsgemäß auch sagen, daß beispielsweise auch ba- 
den-württembergischer Giftmüll nach Schönberg 
gebracht wird. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Wer so verfährt wie Sie, lenkt nur vom eigentlichen 
Problem ab. Ich meine, das Problem liegt darin, daß, 
wie Herr Spranger es nennt, ein „Fehlbestand“ vor- 
handen ist oder, anders gesagt, daß ein großes Voll- 
zugsdefizit herrscht, was die schadlose Beseitigung 
von Giftmüll angeht. Hessen hat übrigens wenig- 
stens Sondermüllverbrennungsanlagen gebaut. In 
Süddeutschland gibt es bis jetzt keine einzige. Ich 
stimme Ihnen zu, Herr Staatssekretär Spranger, 
daß die Vereinbarung der fünf süddeutschen Län- 
der, zu denen übrigens auch Hessen und das Saar- 
land gehören, eine gute Sache ist. Sie zeigt, daß das 
Problem erkannt ist. Damit ist das Problem aber 
nicht gelöst. Im übrigen muß man darauf hinwei- 
sen, daß diese Vereinbarung vom 8. November 1985 
stammt, also erst einige Monate alt ist. 

Es sind nun endlich bundesweite Anstrengungen 
nötig, um den Sonderabfall dort zu beseitigen, wo er 
erzeugt wird. So will es das Gesetz nämlich. 

Meine Damen und Herren, aber selbst teure Ver- 
brennungsanlagen können im Grunde nicht der 
Weisheit letzter Schluß sein. Noch besser wäre es, 
dafür Sorge zu tragen, daß der giftige Abfall über- 
haupt nicht entsteht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Und wenn er entsteht, muß er durch Verwertung so 
weit wie möglich reduziert werden. 

Wir fordern deshalb bei der Novellierung des Ab- 
fallbeseitigungsgesetzes dreierlei: Erstens ein Wie- 
derverwertungsgebot, gerade auch für Sonderabfäl- 
le. Wir fordern zweitens die Einführung einer 
Schadstoffabgabe für Produkte, die besonders toxi- 
sche Stoffe enthalten oder bei deren Beseitigung 
besonders toxische Stoffe entstehen. Wir fordern 
drittens ein Verbot derjenigen schädlichen Stoffe, 
für die heute bereits Ersatzstoffe vorhanden sind. 
Meine Damen und Herren, die Verwendung von 
Gift muß teuer werden. Es kann doch nicht weiter- 
hin angehen, daß der Hersteller von Produkten den 
Gewinn einstreicht und die Entsorgung von Abfäl- 
len zum Nulltarif erfolgt und auf Kosten der Allge- 
meinheit geht. Das ist kein Dauerzustand. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Werner [Ulm] [CDU/ 
CSU]: So ist es doch nicht!) 

— Doch, so ist es. Herstellung vermarktungsfähiger 
Produkte und Entsorgung müssen künftig eine Ein- 
heit bilden. Das heißt, daß die Entsorgungskosten 
im Produkt enthalten sein müssen. 


Jeder Normalbürger mit gesundem Menschen- (C) 
verstand findet das übrigens in Ordnung. Redet 
man aber mit Ihnen darüber, dann saust sofort das 
Fallbeil mit der Aufschrift „Dirigismus“ herunter, 
und es wird der schlimme Vorwurf „Bürokratie“ 
hinterhergeschleudert. Meine Damen und Herren, 
Bürokratie kann man auch mit „Wahrnehmung 
staatlicher Verantwortung“ übersetzen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie ist nicht nur duldbar, sondern sie ist notwendig, 
wenn es um den Schutz der Gesundheit und der 
Umwelt geht. 

Bei der Abfallbeseitigungsnovelle erleben wir üb- 
rigens ein seltsames Spektakel, sozusagen ein Spiel 
mit vertauschten Rollen. Der Bundesinnenminister 
hat im Innenausschuß eine Konzeption für eine 
TA Abfall vorgelegt, die das Gebot der Abfallver- 
meidung und Abfallverwertung ernst nimmt Gut 
so! Aber nun gibt es Änderungsanträge der Koali- 
tionsfraktionen, in denen z. B. steht: „Die vorgese- 
hene TA Abfall darf nicht über den gesetzlichen 
Rahmen hinausgehen. Das heißt, sie darf insbeson- 
dere weder ein Abfallvermeidungsgebot noch Pro- 
duktions- oder Produktvorschriften enthalten.“ 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Woher haben 
Sie denn das?) 

— Aus dem Wirtschaftsausschuß. Man darf wohl 
gespannt sein, wer nun bei Ihnen letztlich Recht 
behält, ob sich im Regierungslager diejenigen 
durchsetzen, die einen Blick in die Zukunft werfen 

(Zuruf des Abg. Schmidbauer [CDU/CSU]) 

— ich hoffe das auch, Herr Kollege Schmidbauer — , 
die an Rohstoffsparen und Umweltschonung den- 
ken, oder ob diejenigen Recht behalten, die nur die 
heilige Ideologie hochhalten, die Wirtschaft werde 
schon von selber alles richten. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Wer erzählt 
denn dieses Märchen?) 

Ein vernünftiges Abfallwirtschaftskonzept muß die 
schleichende Vergiftung unserer Umwelt stoppen, 
es muß der Rohstoffverschwendung Einhalt gebie- 
ten, und es muß auch dem Giftmülltourismus nach 
Schönberg baldmöglichst ein Ende setzen. Sonst 
taugt es nämlich nichts. 

(Beifall bei der SPD) 

Noch haben Sie die Wahl, meine Kolleginnen und 
Kollegen von den Koalitionsfraktionen, ob Sie vor- 
wärts oder rückwärts gehen wollen. Für uns ist die 
Marschrichtung klar. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Rückwärts!) 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Schmidt 
[Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Lippold. 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Für die CDU ist 
die Strategie ebenfalls klar: Wir werden in einer 
Form, die praktisch nicht überbietbar ist, hier im 
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Dr. Lippold 

(A) hessischen Abfallbeseitigungsgesetz neue Markie- 
rungspositionen setzen, die dazu beitragen werden, 
das Problem an der Wurzel zu lösen und nicht nur 
an Symptomen zu kurieren. Aber das darf doch, 
Frau Hartenstein, nicht davon ablenken, daß das, 
was Ihre Kollegen hier gemacht haben, nichts ande- 
res ist, als den Ball zwischen verschiedenen Län- 
dern hin und her zu spielen, ohne auf die eigentli- 
chen Probleme einzugehen. Dann müßten wir doch 
letztendlich Herrn Jansen auf den Müllberg setzen, 
der in Hamburg entsteht, wenn Hamburg nicht wei- 
terhin nach Schönberg entsorgen kann. Oder glau- 
ben Sie im Ernst, daß die Hamburger in der Lage 
wären, von heute auf morgen ihre 450 000 t Abfall 
irgendwo zu verstecken, auf den Mond zu schießen 
oder ähnliches mehr? Lassen Sie doch bitte dieses 
unseriöse Spiel! Ich glaube, das bringt uns nicht 
weiter. 

Ich finde, es ist wesentlich, darauf hinzuweisen, 
daß wir uns auch in Zukunft z. B. hinsichtlich der 
Schaffung der entsprechenden Entsorgungsanlagen 
in den Ländern darüber einig werden müssen, daß 
ein System geschaffen wird, das gegebenenfalls 
ausreicht, wenn ein einzelnes Land allein nicht ent- 
sorgungsfähig ist, im Verbund zwischen den Län- 
dern die notwendigen Entsorgungsmöglichkeiten 
zu bieten. Aber es geht doch nicht an — darauf hat 
Kollege Weirich zu Recht hingewiesen — , daß man 
auf der einen Seite die Entsorgungsmöglichkeiten 
im eigenen Land fordert, auf der anderen Seite bei 
jedem, aber auch jedem Standort, der zur Diskus- 
sion steht, die Schaffung einer sicheren — ich un- 
terstreiche das: einer sicheren — Entsorgungsmög- 
lichkeit unmöglich macht. Das ist doch der Punkt 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das muß man ganz deutlich sagen. 

Herr Weirich hat bei den GRÜNEN hier nur zwei 
Positionen angesprochen. Die dritte Position ist 
ganz deutlich geworden aus dem, was Frau Hönes, 
die ich jetzt nicht mehr sehe, gesagt hat: Dann muß 
es zu einem Produktionsstopp kommen. Für die 
GRÜNEN ist das natürlich eine ganz einfache 
Sache: Wir machen die Bundesrepublik von heute 
auf morgen industriefrei, und die dadurch entste- 
henden Probleme werden wir übermorgen dann ge- 
gebenenfalls mal andenken. 

(Zuruf des Abg. Schmidt [Hamburg-Neu- 
stadt] [GRÜNE]) 

Das ist doch eine irreale Vorstellung, Herr Schmidt, 
eine völlig irreale Vorstellung, wie Sie sie in ande- 
ren Bereichen in ihren Programmpunkten auch 
entwickelt haben. Wir sind darauf eingegangen. 

Ich muß jetzt noch einmal ganz eindeutig sagen: 
Was hier von Herrn Collet gesagt worden ist, ist 
meines Erachtens in dieser Form nicht haltbar. 
Herr Collet, auch Sie haben den Satz gebraucht: 
„Planloses Abkippen hochgiftiger Abfälle ist ein 
Skandal.“ Herr Collet, wo geschieht denn dieses 
heute in der Bundesrepublik Deutschland? Wo ge- 


schieht denn das in den Bereichen, wo wir Einfluß (C) 
haben? 

(Zurufe von der SPD — Schmidt [Ham- 
burg-Neustadt] [GRÜNE]: Überall!) 

Das gehört doch mit zu einer Strategie — ich 
bedaure, daß sich die Sozialdemokratie dazu her- 
gibt — , die wie bei den GRÜNEN darauf abstellt, 
Angst und Panik zu erzeugen. All das, was hier mit 
Halbsätzen angedeutet wird, gibt es bei uns nicht. 

Die Bundesrepublik hat ein System der Entsorgung 
geschaffen, das von Anfang an planvoll und kontrol- 
lierend begleitet. 

Die dritte Abfallbeseitigungsnovelle ist ein ganz 
entscheidender Schritt. Ich habe Ihnen gerade ge- 
sagt, wir werden mit der vierten Abfallbeseitigungs- 
novelle jetzt darangehen, das Problem an der Wur- 
zel zu fassen, aber, Frau Hartenstein, nicht mit Diri- 
gismus und Bürokratie, die Sie in den Raum gestellt 
haben, sondern durch klare Vorgabe von Zielen. Es 
geht darum, die besten Instrumente zu finden, um 
diese klaren, deutlichen und besten Umweltschutz- 
ziele, die man sich vorstellen kann, endgültig zu 
realisieren. Es geht nicht darum, Frau Hartenstein, 
daß Bürokraten Vorstellungen entwickeln, wie denn 
entsorgt werden sollte und könnte. Wenn wir das 
Ziel insgesamt vorgeben und dann deutlich machen, 
wie es erreicht wird, ist das der beste Weg. Sie 
haben übrigens auch in der Katalysatordiskussion 
gesagt: nicht festlegen auf ein Instrument, sondern 
Zielvorgabe. Das können wir unterstreichen. Nur 
müssen Sie dann auch hier bei konsistenten Äuße- 
rungen bleiben, nicht widersprüchlich agieren und 
sich nicht an der Angst- und Panikmache beteili- 
gen. Die Bundesrepublik ist dafür nicht der geeig- 
nete Standort. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Werner. 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, diese Debatte heute 
am frühen Morgen hat deutlich gemacht, daß wir 
uns eigentlich alle in einer Art Dilemma bewegen. 

Dies ist deutlich geworden aus den doch recht ehrli- 
chen Anmerkungen des Kollegen Collet, der darauf 
hinwies, daß eigentlich in den früheren Jahren ge- 
nügend Zeit zur Verfügung gestanden hätte, die 
Fragen auch gemeinsam mit der DDR anzudisku- 
tieren, soweit Schönberg betroffen ist. Es ist aber 
auch deutlich geworden, daß wir alle miteinander in 
eine Art Rationalitätenfalle hineingetappt sind 
nach dem Motto: Jeder werde zu möglichst billigen 
Bedingungen und Preisen seinen Abfall los; die 
DDR nach dem Motto: „Laßt uns Devisen holen, wie 
auch immer“, unsere Industrie nach einem kla- 
ren kommerziell-betriebswirtschaftlichen Kosten- 
gesichtspunkt, politisch in den vergangenen Jahren 
nach dem Motto: „Laßt uns sehen, wie die Genehmi- 
gungsverhandlungen und Genehmigungsverfahren 
im Bereich der einzelnen Länder durchgeführt wer- 
den.“ So befinden wir uns auf einmal in Zielkon- 
flikten, die es jetzt zu lösen gilt. 
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Werner (Ulm) 

(A) Diese Zielkonflikte werden aber Schritt für 
Schritt gerade durch die derzeitige Bundesregie- 
rung gelöst. Die dritte Novelle zum Abfallbeseiti- 
gungsgesetz ist geradezu ein klassisches Beispiel 
dafür, daß der Bundesinnenminister gehandelt hat 
Die Bundesregierung — dies machte Staatssekretär 
Spranger vorhin deutlich — handelt weiter mit der 
vierten Novelle. Er machte gleichfalls deutlich, daß 
auch gegenüber der DDR gehandelt wird. Mit der 
DDR fanden allein in den vergangenen Jahren drei 
Gesprächsrunden statt, bei denen auch, wie er deut- 
lich machte, die Abfallbeseitigung ein Gesprächs- 
punkt war. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 

Das Ergebnis war Ausweitung oder was?) 

Diese Gespräche werden auch in Zukunft zügig 
fortgesetzt, 

(Zuruf von der SPD: Mit welchem Ziel?) 

nicht zuletzt auch mit dem Ziel, nach Möglichkeit 
bei den Planungen dort, wo sie grenzüberschrei- 
tende Probleme beider Staaten in Deutschland um- 
fassen können, sich rechtzeitig auszutauschen, aber 
auch — dies ist gerade aus den Worten von Herrn 
Spranger deutlich geworden — eine Möglichkeit zu 
finden, wann immer die DDR dies einräumt, ge- 
meinsame Kontrollen und nicht nur Besichtigun- 
gen vor Ort durchzuführen. Ich sage: wann immer 
die DDR diese Möglichkeit einräumt, denn wir wis- 
sen alle sehr wohl, daß die DDR hier in eigener 
' ' Zuständigkeit und auf der Grundlage von Verord- 
nungen, die sich aus ihrem Landeskulturgesetz aus 
dem Jahre 1970 ergeben, handelt. Wir sind nun ein- 
mal nicht in der Lage, der DDR Vorschriften zu 
machen, unter welchen Bedingungen sie die Um- 
weltverträglichkeit einzelner Standorte prüft, zu 
welchen Konditionen sie Geschäfte mit Firmen in 
der Bundesrepublik Deutschland abwickelt. Dies, so 
glaube ich, sollte man ehrlicherweise auch auf Sei- 
ten der GRÜNEN sehen. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 

Davon profitieren Sie!) 

Ich glaube, man sollte seitens der GRÜNEN auch 
zugeben, daß man das Problem der Entsorgung, das 
Problem des Abfalltourismus eben nicht einfach 
mit einem Knopfdruck beseitigen kann. Wenn Sie 
redlich argumentieren würden, würden Sie sagen: 
Wir müssen in der Tat darauf hinkommen, vor Ort, 
dort, wo Abfall erzeugt wird, diesen auch zu beseiti- 
gen, soweit dies überhaupt möglich ist. Sie müßten 
dann aber auch sagen: Dies ist nicht sofort durch- 
führbar. 

Frau Dr. Hartenstein, auch die Kollegen von der 
SPD sollten in diesem Punkt zugeben, daß man mit 
der DDR spätestens seit dem Zusatzprotokoll des 
Grundlagenvertrages in diesen Bereich, nämlich in 
den Bereich von Gesprächen und konkreten Ver- 
handlungen, eigentlich zügig hätte hineingehen 
können. Deswegen finde ich es nicht ganz fair und 
richtig, daß heute der Finger gegen diese Bundesre- 


gierung erhoben wird und daß so getan wird, als sei (C) 
nichts geschehen, 

(Hiller [Lübeck] [SPD]: Und gegen die Lan- 
desregierung!) 

Noch ein letztes Wort: Wir, die wir uns in der 
Deutschlandpolitik betätigen — auch Sie, Herr Hil- 
ler — , bemühen uns doch bei jeder Gelegenheit, 
unsere Gesprächspartner aus der DDR auf dieses 
Problem hinzuweisen. Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen aus der SPD hier gibt es ja für Sie gerade 
in diesen Tagen zwei vorzügliche Gelegenheiten, 
dies mit allem Nachdruck gegenüber Herrn Axen 
und Herrn Sindermann zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her- 
ren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Die Sitzung wird um 13 Uhr mit der Fragestunde 
fortgesetzt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 9.02 bis 13.01 Uhr) 

Vizepräsident Westphai: Wir setzen die unterbro- 
chene Plenarsitzung fort. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 10/5031 — 

Wir kommen zunächst zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr. Es handelt sich um 
die Fragen 01 und 02 des Abgeordneten Zander: 

Ist eine Entscheidung über die Zukunft des S-Bahn-Be- 
triebswerks Frankfurt-Grießheim auch heute noch nicht ge- 
troffen worden, obwohl seitens der Deutschen Bundesbahn 
bereits Konsequenzen für Mieter von Büros und Lagerhallen 
im Bereich des Hauptgüterbahnhofs Frankfurt/Main ange- 
kündigt wurden? 

Falls die erste Frage verneint wird, bis wann ist dann mit 
einer Entscheidung zu rechnen? 

Diese Fragen sind von der Bundesregierung 
schriftlich beantwortet worden, aber nicht in der 
vorgeschriebenen Wochenfrist. Der Abgeordnete 
Zander hat daher entsprechend Nr. 15 der Richtli- 
nien für die Fragestunde Anlage 4 unserer Ge- 
schäftsordnung verlangt, daß seine Fragen in der 
Fragestunde noch einmal aufgerufen werden. Das 
geschieht hiermit. 

Herr Abgeordneter, da die Fragen inzwischen 
schriftlich beantwortet sind, haben Sie nur noch die 
Möglichkeit, sich nach den Gründen der Verzöge- 
rung zu erkundigen. Wollen Sie das tun? — Bitte 
schön. 

Zander, (SPD): Herr Staatssekretär, auf welche 
Umstände ist es zurückzuführen, daß eine Frage 
von mir, die am 31. Januar 1986 beim Bundeskanz- 
leramt eingegangen ist, erst 14 Tage später beant- 
wortet wurde, obwohl die Geschäftsordnung dafür 
eine Frist von sieben Tagen vorsieht? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Verkehr: Herr Kollege Zander, der Frist- 
ablauf zur Beantwortung Ihrer Fragen fiel in die 
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Pari. Staatssekretär Dr. Schulte 

(A) Zeit die die Menschen in Ihrem Geburtsort Köln als 
die „tollen Tage“ bezeichnen. Da der zuständige Be- 
amte für die Beantwortung dieser Fragen nicht aus 
dem Rheinland stammt, hatte er für diese Tage Ur- 
laub genommen. Seine Vertreterin war ebenfalls 
abwesend, weil ihre Mutter gestorben war. Weitere 
Vertreter stammten aus dem Rheinland. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch drei Mög- 
lichkeiten, zum selben Thema zu fragen. 

Zander, (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be- 
kannt, daß in Deutschland Karneval nicht ganzjäh- 
rig ist, und wie sehen Sie es vor diesem Hinter- 
grund an, daß ich hier schon zum wiederholten 
Male wegen Fristüberschreitung den zuständigen 
Staatssekretär zitieren muß? 

Dr. Schuite, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
ist ein sehr seltener Vorgang, daß die Bundesregie- 
rung die in der Geschäftsordnung des Bundestages 
vorgeschriebene Frist nicht einhält, und es ist noch 
viel seltener, daß dies im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Verkehr passiert. In diesem Ge- 
schäftsbereich, den ich zu vertreten habe, ist dies 
ganze zweimal passiert, und es scheint mir schon 
ein besonderes Ereignis zu sein, daß das beide Male 
Fragen von Ihnen, Herr Kollege, betraf. 

Wegen dieser nur wirklich offensichtlich außerge- 
wöhnlichen „Sternenkonstellation“ wage ich, Ihnen 
vorzuschlagen, daß wir es einmal — vielleicht noch 
in dieser Woche — gemeinsam mit dem Lotto pro- 

(B) bieren. Dies würde selbstverständlich außerhalb 
der Bundeshaushaltsordnung passieren. 

Vizepräsident Westphal: Wir anderen, die wir zu- 
gehört haben, sind nach der Weisheit der Geschäfts- 
ordnung aufgefordert, nachzulesen, worum es in der 
Sache ging. Das steht im Protokoll; es ist nicht vor- 
gesehen, daß wir das hier erfahren. 

Ich danke dem Staatssekretär für die Beantwor- 
tung der Fragen und hoffe auf gute Besserung. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters für Forschung und Technologie auf. Zur Be- 
antwortung der Fragen steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Probst zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Dr. Kübler 
auf: 

Mit welchem Strompreis rechnet die Bundesregierung, 
wenn der Brutreaktor SNR 2 ans Netz geht, und welche Be- 
rechnungsgrundlagen sind dafür maßgebend? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Dr. Kübler, Ihre Frage 1 beantworte ich wie folgt: 
Nach den gegenwärtigen Planungen wird der 
SNR 2 in etwa zehn Jahren in Betrieb gehen. Die 
Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, die 
von den Elektrizitätsversorgungsunternehmungen 
in einer Mischkalkulation zu ermittelnden Strom- 
preise in der Mitte der 90er Jahre anzugeben. 

Das gilt auch für die Stromkosten aus dem 
SNR 2, der sich zur Zeit noch in der Vorplanungs- 


phase befindet. Die beabsichtigte vier- bis fünf jäh- (C) 
rige detaillierte Planung des SNR 2 soll jedoch auch 
zu belastbaren Angaben über diese Stromerzeu- 
gungskosten führen. Planung, Errichtung und Be- 
trieb des SNR 2 werden von der Europäischen 
Schnell-Brüter- Kernkraftwerksgesellschaft, ESK, 
durchgeführt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, wenn man 
ein neues Produkt produzieren will — sicherlich ist 
der Strom in diesem Sinne ein Produkt — , ist es ja 
wohl üblich, eine gewisse Vorstellung davon zu ha- 
ben, wie teuer dieses Produkt — in diesem Falle der 
Strom — werden wird. Hat die Bundesregierung 
deshalb wenigstens eine Zielvorstellung, wie teuer 
er werden darf oder um wieviel teurer er nicht 
mehr werden darf? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Da die Bundesre- 
gierung den SNR 2 nicht selbst errichtet — das tut 
die Wirtschaft — , liegt es in erster Linie bei der 
Wirtschaft, diese Kalkulation vorzunehmen. Ich 
konnte ausführen, daß wir uns in einer Vorpla- 
nungsphase befinden und daß man sich in etwa vier 
bis fünf Jahren, also sicher lange, bevor der Bau 
eines solchen Vorhabens begonnen würde, mit be- 
lastbaren Zahlen und Kalkulationen zu dieser 
Frage versieht. Bloß ist das zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht möglich. 

(D) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, geht die 
Bundesregierung zumindest davon aus, daß sie eine 
politische Vorgabe dahin gehend machen wird, daß 
der Strom aus dieser Reaktortechnologie nicht teu- 
rer werden darf als aus Kohle oder der bisherigen 
Reaktortechnologie? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregie- 
rung gibt in Preisangelegenheiten keinerlei politi- 
sche Vorgaben. Da es sich um selbständige, sich im 
Zusammenwirken befindliche europäische Elektri- 
zitätsversorger handelt, sind sie gehalten, diese 
Fragen in ihrem Gesamtversorgungskonzept zu 
klären und zu prüfen und selbstverständlich auch 
zu vernünftigen Preisen zu kommen, was bei Reak- 
torprototypen natürlich immer eine Problematik 
darstellt. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind am Ende dieses 
Geschäftsbereichs. Danke schön, Herr Staatssekre- 
tär, für die Beantwortung der Fragen. 

Der Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen braucht nicht aufgeru- 
fen zu werden, weil die beiden Fragen, nämlich die 
Fragen 2 und 3 des Abgeordneten Dr. Diederich 
(Berlin), vom Fragesteller zurückgezogen worden 
sind. 

Ich rufe dann den Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers der Verteidigung auf. Herr Parlamentari- 
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Vizepräsident Westphal 

(A) scher Staatssekretär Würzbach steht zur Beantwor- 
tung der Fragen zur Verfügung. 

Die Fragen 4 und 5 des Abgeordneten Menzel sol- 
len auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant- 
wortet werden. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Ich komme zur Frage 6 des Abgeordneten 
Würtz. 

Welche Folgerungen zieht der Bundesminister der Vertei- 
digung aus der vom Bundeswehrverwaltungsamt und dem 
Streitkräfteamt durchgeführten Befragung zur Akzeptanz 
einzelner Artikel des Grundsortiments in den Heimbetrieben 
der Bundeswehr? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Herr Präsident! Herr Kollege 
Würtz, die Ergebnisse der Befragung werden in 
dem dafür zuständigen Beirat noch in diesem Mo- 
nat erörtert. Das Votum geht in die mögliche neue 
Beschlußfassung natürlich ein. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr Würtz. 

Würtz (SPD): Herr Staatssekretär, wenn in der 
Bewertung, die Sie als Ergebnis der Befragung be- 
kommen haben, gesagt wird, daß das Schnitzel viel 
zu klein und etwas zu knapp bemessen ist und daß 
dies eine Quote von über 50 % der Befragten be- 
hauptet, dann möchte ich Sie fragen: Welche kon- 
kreten Schritte werden Sie unternehmen, um hier 
eine Verbesserung zu erreichen? 

(B) Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
geht hier nicht nur um Schnitzel, es geht um ein 
ganzes Sortiment, das dort vorgehalten werden 
muß. Sie haben sich damit gründlich beschäftigt, 
wie ich weiß. Überwiegend sind die Soldaten mit 
dem, was angeboten wird, zufrieden. Das darf man 
hier auch einmal feststellen. Richtig ist, daß man 
mit einem Brötchen mit einer bestimmten Form, 
mit dem Angebot von Kaffee, der Frikadelle und 
besonders mit der Pizza unzufrieden ist, und zwar 
bezüglich der Qualität und in manchen Dingen 
auch bezüglich der Quantität. Genau diese Dinge 
sind es, die jetzt unter Beteiligung der Gremien, die 
dafür zuständig sind, in denen auch die Vertrauens- 
männer der Soldaten vertreten sind, beraten wer- 
den. Wir werden uns dort bemühen, eine Verbesse- 
rung zu erreichen. Es sollen auch — auch das 
möchte ich Ihnen hier sagen — möglicherweise 
neue Artikel, so Fruchtjoghurt, Obst, Schokoriegel, 
H-Milch oder der sogenannte Hamburger, aufge- 
nommen werden. 

Vizepräsident Westphal; Zusatzfrage, Herr Würtz. 

Würtz (SPD): Herr Staatssekretär, denken Sie 
daran, gewisse finanzielle Unterstützung z. B. zur 
Verbesserung des Grundsortiments vorzusehen? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Im Rahmen der 
gültigen und sich bewährt habenden Verabredun- 
gen und Vorschriften: ja. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 7 des 
Abgeordneten Kuhlwein auf: 


Ist die Bundesregierung grundsätzlich bereit, den mit ihr (C) 
abgestimmten Nationalpark Schleswig-Holstein Wattenmeer 
von bisherigen Tief- und Tiefstflügen im Interesse des Natur- 
schutzvorranges freizuhalten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Pari. Staatsekretär: Herr Kollege Kuhl- 
wein, eine generelle Ausnahmeregelung für Natur- 
schutzgebiete kann nicht erfolgen. Täten wir dies, 
würden wir logischerweise den sonst über diesen 
Gebieten stattfindenden Flugverkehr verdichtend 
in andere Gebiete verlagern müssen und dort die 
Bevölkerung in einer nicht zu vertretenden weite- 
ren Form belasten. 

Auf Grund des Vogelschlagrisikos wird jedoch 
der Bereich des Wattenmeers — schon aus Sicher- 
heitsgründen — möglichst in einer Höhe von mehr 
als 300 m überflogen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Kuhl- 
wein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, wollen Sie 
damit sagen, daß die Feststellung des Ministerprä- 
sidenten von Schleswig-Holstein, der Nationalpark 
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer sei endgül- 
tig von Tiefstflügen bis zu 75 m ausgenommen, so 
nicht richtig ist? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, we- 
der will ich das sagen noch ist richtig, was Sie sagen 
oder was Sie irgendeinem in den Mund legen. In 
ganz Deutschland wurde niemals Tiefstflug ge- 
macht und wird nicht Tiefstflug gemacht und ist 
nicht geplant, Tiefstflug zu machen. Den machen 
wir in Kanada und nirgendwo sonst. 

Was die Höhe von 75 m angeht, ist im Augenblick 
bei uns im Haus ein Plan in der theoretischen Über- 
legung, den wir, wie es sich gehört, mit den Landes- 
regierungen abstimmen. Hier ist eine klare Zusage 
des Verteidigungsministers an den Ministerpräsi- 
denten Schleswig-Holsteins erfolgt, daß, sollte die- 
ses Modell in der Bundesrepublik eingeführt wer- 
den, aus den eben von mir genannten Gründen dies 
auf keinen Fall über dem Wattenmeer erfolgt. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, muß ich Ih- 
rer Antwort entnehmen, daß auch künftig im Natio- 
nalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer Tief- 
flüge zwischen 150 und 500 m Höhe zulässig sein 
sollen? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Ja. Wie bisher. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, welche Mög- 
lichkeiten sieht die Bundesregierung, wenigstens in 
der Zeit der Fremdenverkehrssaison — wenn sie 
schon nicht bereit ist, völlig zu verzichten, was ei- 
gentlich richtig wäre — auch auf die Tiefflüge zwi- 
schen 150 und 500 m im Gebiet des Wattenmeers 
oder am Rand des Nationalparks zu verzichten? 
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(A) Würzbach, Pari. Staatssekretär: Leider keine, 
Herr Kollege. Das hat die Bundesregierung vorher, 
von Ihrer Partei gestellt, genauso beantwortet, wie 
ich das jetzt noch einmal in kurzer Form tue. Wür- 
den wir die Sommermonate aussparen, die Monate, 
wo das Flugwetter besonders gut ist, müßten wir in 
anderen Monaten doppelt so viel fliegen. Ich glaube 
nicht, daß dies im Sinne der Bevölkerung wäre. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Carstensen (Nordstrand). 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, kann ich Ihre vorhin gemachte Äu- 
ßerung so verstehen, daß es bei den Zusagen, die 
dem Ministerpräsidenten von Schleswig-Holstein 
gegeben worden sind, darauf ankommt, daß es in 
diesen betroffenen Gebieten nicht zu einer Ver- 
schlechterung, nicht zu einem Tieferfliegen als bis- 
her kommen wird? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Dies ist korrekt, 
Herr Kollege. Nicht mehr als bisher. Nicht anders 
als bisher. Auf keinen Fall mehr. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Werner (Westerland). 

Werner (Westerland) (GRÜNE): Herr Staatssekre- 
tär, ist die Bundesregierung bereit, Vorschläge von 
seiten der Naturschützer zu prüfen, daß mit der 
Schießsaison am Tiefflugschießübungsplatz List 
auf Sylt erst im November statt im Oktober begon- 
nen wird, um die erheblichen Störungen bei Ringel- 
^ gänsen und anderen Arten zu verringern? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, was 
ich jüngst — es ist ein paar Wochen her — angeord- 
net habe, ist eine Untersuchung mit dem Ziel, die 
Daten, die für diesen Schießplatz festgelegt sind, 
was den Beginn und das Ende angeht, etwas beweg- 
licher zu fassen, an den Mittelwert der bundesdeut- 
schen Ferien ein bißchen anzupassen und nicht am 
Monatsende oder Monatsanfang, egal, wann die Fe- 
riensaison ist, zu orientieren. Wir wollen die Ferien 
von Berlin und Nordrhein-Westfalen etwa in einem 
Mittelwert nehmen. Das heißt, daß wir mal eine, 
zwei Wochen länger ins Frühjahr hineinschießen 
werden und mal ein wenig eher im Herbst aufhören 
werden. Das ist beabsichtigt. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Würtz. 

Würtz (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie die vor- 
hergehende Bundesregierung angesprochen haben, 
möchte ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß 
dieser Nationalparkbereich erst im Jahre 1985, und 
zwar zum 1. Oktober, eingerichtet worden ist. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Ich habe mich 
nicht auf den Park bezogen, sondern generell auf 
das Aussparen bestimmter Saisonzeiten geantwor- 
tet, Herr Kollege. Das war vorher so und ist auch 
heute so. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe nun die Frage 8 
des Abgeordneten Kuhlwein auf: 


Welche militärischen Eingriffe, z, B. im Bereich von (C) 
Schießübungen oder Schießversuchen, will die Bundesregie- 
rung im Nationalparkbereich künftig einstellen oder auswei- 
ten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Eine Ausweitung 
von Schießerprobungen ist nicht vorgesehen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Kuhl- 
wein. 

Kuhlwein (SPD): Darf ich aus dieser Antwort 
schließen, daß umgekehrt eine Einschränkung auch 
nicht vorgesehen ist? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage. 

Kuhlwein (SPD): Darf ich daraus schließen, daß 
die Bundesregierung auf den mit ihrer Zustimmung 
errichteten Nationalpark, was Schießübungen an- 
geht, keine Rücksicht nimmt? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Das dürfen Sie 
nicht schließen. Ich bin sicher, daß Sie, wenn Sie 
sich seriös damit beschäftigen, dies auch nicht dar- 
aus schließen werden. Aber der Schießerprobungs- 
platz war dort oben, bevor der Park eingerichtet 
wurde. Wir haben von diesen Erprobungsplätzen 
der Bundesrepublik sehr wenig, zu wenig. Ich bin 
sicher, daß es auch in Ihrem und in Ihrer Partei 
Interesse liegt, daß sich die deutsche Industrie von 
solchen Dingen nicht völlig abkoppelt, sondern man (D) 
zumindest, bevor man Entwicklungen selbst vor- 
nimmt oder woanders etwas kauft, vergleichende 
und erprobende Versuche vornehmen kann. Wir 
müssen den Bestand, den wir dort oben haben, hal- 
ten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, Sie sagten 
eben, die Bundesregierung nehme Rücksicht auf 
das besondere Schutzbedürfnis dieses Gebiets, das 
ja im Oktober 1985 zum Nationalpark Wattenmeer 
erklärt worden ist. Worin besteht nun aber diese 
besondere Rücksichtnahme von Bundesregierung 
und Bundeswehr, wenn Sie hier ausführen, daß we- 
der die Zahl der Tiefflüge noch die Zahl der Schieß- 
übungen reduziert wird? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Zum Beispiel dar- 
in, Herr Kollege, daß weder bezüglich des Fliegens 
noch hinsichtlich der Erprobungen auf dem Schieß- 
platz daran gedacht wird, irgendwelche Ausweitun- 
gen vorzunehmen, die technisch möglich wären. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Werner (Westerland). 

Werner (Westerland) (GRÜNE): Herr Staatssekre- 
tär, darf ich Ihre Antwort auf meine vorherige Zu- 
satzfrage so verstehen, daß die Bundesregierung 
eher auf den Tourismus als auf den Naturschutz 
Rücksicht zu nehmen bereit ist? 
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(A) Würzbach, Pari. Staatssekretär; So dürfen Sie das 
nicht verstehen, und wenn Sie die Fakten werten, 
sehen Sie auch ein sachlicheres Ergebnis, als Ihre 
Frage es eben implizierte, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphai: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Carstensen (Nordstrand). 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, bin ich richtig informiert, wenn ich 
sage, daß sich die Piloten in diesem Bereich schon 
selber beschränken, daß sie höher fliegen und daß 
sie insofern schon aus eigener Initiative die Natur 
weniger belasten, als sie es sonst täten? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Auf Grund der 
Regeln, die schon seit 30 Jahren und länger beste- 
hen, dürften wir über See bis auf 100 Fuß herunter- 
gehen. Das gilt auch für die offenen Teile des Wat- 
tenmeeres. Das tun wir nicht. Wir gehen, uns selbst 
beschränkend, aus Sicherheitsgründen auf über 
300 m, fliegen also höher, als wir es dort nach den 
bestehenden Regeln eigentlich tun könnten. 

Vizepräsident Westphai: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): In der vorhergehen- 
den Frage wurde gemeint, daß die einzelnen Flug- 
kapitäne aus eigenem Ermessen höhere Werte an- 
fliegen könnten. Ich frage Sie, ob nicht ein Befehl 
besteht und ob nicht in der Gesamtverantwortung 

(B) für einen Übungsflug die Werte genau festgelegt 
werden, so daß das eigene Ermessen ausgeschlos- 
sen ist. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Nein, Herr Kolle- 
ge, es besteht ein Band zwischen einer Mindest- 
höhe und einer oberen Höhe, und zwar in Abspra- 
che mit der Flugsicherungsanstalt, je nachdem, wo 
die Linienflugzeuge fliegen usw. In diesem Band 
bewegt sich der Pilot frei. 

Vizepräsident Westphai: Die Fragen 9 und 10 des 

Abgeordneten Pauli sind vom Fragesteller zurück- 
gezogen worden, so daß wir am Ende des Geschäfts- 
bereichs des Bundesministers der Verteidigung 
sind. Vielen Dank, Herr Staatssekretär, für die Be- 
antwortung der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. Zur 
Beantwortung der Fragen steht Frau Parlamentari- 
scher Staatssekretär Karwatzki zur Verfügung. 

Der Abgeordnete Werner (Dierstorf) hat um 
schriftliche Beantwortung der Frage 11 gebeten. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 12 der Abgeordneten Frau Wagner 
auf: 

Hält die Bundesregierung angesichts der Vielzahl von 
Marktrücknahmen bei Rheumamitteln es für angebracht, 
den Gesamtmarkt der nichtsteroidalen Antirheumatika mit- 
tels einer Anhörung zu untersuchen auf Nutzen und Risi- 
ken? 

Bitte schön, Frau Staatssekretär. 


Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär beim Bundes- (C) 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau 
Kollegin Wagner, das Bundesgesundheitsamt er- 
hebt zur Zeit zusätzlich zu den im Rahmen der 
Spontanerfassung bekanntgewordenen Berichten 
über Arzneimittelnebenwirkungen die bei den 
pharmazeutischen Unternehmen vorliegenden Da- 
ten Über unerwünschte Wirkungen und die entspre- 
chenden Abgabedaten aller nichtsteroidalen Anti- 
rheumatika, um eine vergleichende Risiko-Nutzen- 
Abwägung vornehmen zu können. Nach Erhebung 
der aktuellen Daten wird das Bundesgesundheits- 
amt prüfen, ob und für welchen Bereich eine Anhö- 
rung im Rahmen des Stufenplans nach § 63 des Arz- 
neimittelgesetzes erforderlich ist 

Ich möchte darauf hinweisen, daß gegenwärtig 
alle bei Inkrafttreten des Arzneimittelgesetzes be- 
reits im Verkehr befindlichen nichtsteroidalen 
Antirheumatika durch die zuständige Aufberei- 
tungskommission „Rheumatologie“ bearbeitet wer- 
den. Die Aufarbeitung des wissenschaftlichen Er- 
kenntnismaterials für diese Stoffe wird voraus- 
sichtlich Mitte 1986 vorliegen. Die Ergebnisse wer- 
den in Form von Monographien veröffentlicht und 
damit allen interessierten Ärzten und Patienten 
Hinweise für eine sichere Anwendung geben. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Frau Wag- 
ner. 

Frau Wagner (GRÜNE): Trifft es zu, daß der Ge- 
sundheitssenator von Bremen eine Sondersitzung 
des zuständigen Gremiums des Bundesgesund- 
heitsamts verlangt hat, und was sind Inhalt und 
Ziel dieses Antrags? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Soweit ich 
weiß, hat er darum gebeten. Welches Ziel diese Ein- 
berufung hat, kann ich Ihnen nicht sagen. 

(Frau Wagner [GRÜNE]: Inhalt?) 

— Auch das kann ich Ihnen nicht sagen. 

Vizepräsident Westphai: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Werner (Westerland). 

Werner (Westerland) (GRÜNE): Ist der Bundesre- 
gierung bekannt, daß auf Grund eines Verbotsan- 
trages für Felden in den USA eine Anhörung bei 
der dortigen Food and Drug Administration am 
28. Februar stattfinden wird, und ist sichergestellt, 
daß die Ergebnisse der dortigen Anhörung den zu- 
ständigen Stellen in der Bundesrepublik bekannt- 
gemacht wird? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Letzteres ist 
sichergestellt. 

Vizepräsident Westphai: Ich rufe Frage 13 der Ab- 
geordneten Frau Wagner auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um zu verhin- 
dern, daß die Arzneimittelrückrufe ein Umsteigen der Ver- 
ordner auf neue, wenig erprobte Substanzen auslöst und da- 
mit das Risiko für die Patienten unüberschaubar wird? 

Bitte schön, Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Frau Kolle- 
gin Wagner, die seit dem Inkrafttreten des neuen 
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Pari. Staatssekretär Frau Karwatzki 

(A) Arzneimittelgesetzes erfolgten Rückrufe von nicht- 
steroidalen Antirheumatika waren aus Gründen 
der Arzneimittelsicherheit erforderlich. Neben den 
hiervon betroffenen Arzneimitteln gibt es nach dem 
neuen Arzneimittelgesetz zugelassene Präparate, 
deren Nutzen nach gegenwärtigem Erkenntnis- 
stand ihre Risiken überwiegt. Diese Arzeimittel ste- 
hen den Ärzten zur Behandlung weiterhin zur Ver- 
fügung. Sie unterliegen als neue Stoffe einer fünf- 
jährigen automatischen Verschreibungspflicht und 
damit einer besonderen Beobachtung durch das 
Bundesgesundheitsamt und einer Berichtspflicht 
durch den pharmazeutischen Unternehmer. Dane- 
ben gibt es auch noch Antirheumatika, die zum Teil 
bereits von der zuständigen Aufbereitungskommis- 
sion bearbeitet wurden. 

Im Hinblick auf neuere Wirkstoffe ist es Aufgabe 
der ärztlichen Fortbildung, die Ärzte zum Erwerb 
möglichst umfangreicher Kenntnisse über die be- 
treffenden Präparate und zum sorgfältigen Sam- 
meln eigener Erfahrungen anzuhalten. 

Dem verantwortungsbewußten Umgang des phar- 
mazeutischen Unternehmers mit neu zugelassenen 
Produkten und der Weitergabe seiner Erkenntnisse 
über die „Gebrauchsinformation für Fachkreise“ an 
Ärzte und Apotheker wird hierbei eine wesentliche 
Rolle zukommen. 

Vizepräsident Westphai: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe Frage 14 des Abgeordneten Werner (We- 
sterland) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den USA bei der 
Food and Drug Administration FDA ein Verbotsantrag zur 
Anwendung des auch in der Bundesrepublik Deutschland 
viel verordneten Rheumamedikaments Felden vorliegt, und 
zwar gerichtet auf die Anwendung bei Patienten ab 60 Jah- 
ren Lebensalter? 

Bitte schön, Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Werner, dem Bundesgesundheitsamt ist die Ein- 
gabe einer amerikanischen Forschungsgruppe Ge- 
sundheit in Washington vom 8. Januar 1986 an das 
amerikanische Gesundheitsministerium mit Forde- 
rungen von Maßnahmen zur Risikoabwehr Piroxi- 
cam enthaltender Arzneimittel — in der Bundesre- 
publik als Felden im Handel — bekannt. Der ameri- 
kanischen Zulassungsbehörde für Arzneimittel lie- 
gen Meldungen über schwere Nebenwirkungen im 
Magen-Darm-Bereich nach Anwendung von Piroxi- 
cam mit zum Teil tödlichem Ausgang vor. Die über- 
wiegende Zahl der Nebenwirkungen in den USA 
trat bei Patienten auf, die 60 Jahre oder älter waren. 
Auf Grund dieser Nebenwirkungsmeldungen for- 
derte die Forschungsgruppe das amerikanische Ge- 
sundheitsministerium auf, für Piroxicam enthal- 
tende Arzneimittel ein Anwendungsverbot für Pa- 
tienten ab dem 60. Lebensjahr anzuordnen. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr 
Werner. 

Werner (Westerland) (GRÜNE): Frau Staatssekre- 
tärin, ist der Bundesregierung bekannt, daß das er- 
höhte Risiko bei der Daueranwendung von Felden 
nicht nur generell bei älteren Menschen besteht. 


sondern bei allen Personen, bei denen ein verzöger- (C) 
ter Abbau dieser Substanzen vorliegt, also z. B. auch 
bei Patienten mit gestörter Nierenfunktion und z. B. 
bei Untergewichtigen? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Soweit ich 
weiß — ich habe das gerade ausgeführt — , wird in 
dem Beipackzettel darauf hingewiesen. 

Vizepräsident Westphai: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Ich rufe Frage 15 des Abgeordneten Werner (We- 
sterland) auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um Patienten 
über 60 Jahre vor den besonderen Risiken der Anwendung 
von Felden zu schützen, die nach den in den USA von der 
Health Research Group vorgelegten Unterlagen in häufigen 
schweren, oft tödlichen Magen-Darm-Erkrankungen beste- 
hen? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Werner, das Bundesgesundheitsamt hat bereits im 
September 1983 auf Grund der damaligen Daten- 
lage eine Sondersitzung im Rahmen des Stufen- 
plans nach § 63 des Arzneimittelgesetzes zur Risi- 
ko- Nutzen- Abwägung Piroxicam-haltiger Arznei- 
mittel durchgeführt und nach Auswertung der vor- 
getragenen Daten und Stellungnahmen umfangrei- 
che Maßnahmen zur Risikoabwehr angeordnet. 

Diese Maßnahmen bestehen insbesondere in ei- 
ner Beschränkung der Anwendungsgebiete Piroxi- 
cam-haltiger Arzneimittel, in einer Erweiterung der (d) 
Angaben zu den Gegenanzeigen, den Nebenwirkun- 
gen und den Wechselwirkungen mit anderen Mit- 
teln sowie in einer geänderten, den Risiken ange- 
paßten Dosierungsanleitung. Das Bundesgesund- 
heitsamt hat in diesem Zusammenhang bereits im 
Dezember 1983 angeordnet, daß die Verordnung 
Piroxicam- haltiger Arzneimittel für Patienten in 
höherem Lebensalter nur nach besonders strenger 
Indikationsstellung erfolgen darf. 

Eine grundsätzliche Anwendungsbeschränkung 
auf Patienten, die jünger als 60 Jahre sind, ist nach 
Auffassung des Bundesgesundheitsamtes nicht 
sinnvoll, da Allgemeinzustand und Schwere der Er- 
krankung der einzelnen Patienten sehr unter- 
schiedlich sein können und eine individuelle Nut- 
zen-Risiko-Abwägung jeweils vom behandelnden 
Arzt vorgenommen werden sollte. 

Auf Anordnung des Bundesgesundheitsamts vom 
Dezember 1983 wird außerdem in der Packungsbei- 
lage Piroxicam-haltiger Arzneimittel deutlich auf 
die Möglichkeit von Magen-Darm-Störungen bis 
hin zu Durchbrüchen hingewiesen. Die Dosierung 
von Felden wurde vom Bundesgesundheitsamt zum 
damaligen Zeitpunkt bereits geändert, da die Ge- 
fahr von Nebenwirkungen, insbesondere im Magen- 
Darm-Bereich, dosisabhängig ist, während sich die 
Wirksamkeit durch eine höhere Dosierung nur ge- 
ringfügig steigern läßt. In der Packungsbeilage wird 
deshalb darauf hingewiesen, daß bei einer befriedi- 
genden Wirkung der vorgeschlagenen Dosierung 
stets geprüft werden sollte, ob nicht auch eine ge- 
ringere Tagesdosis ausreicht. Diese Maßnahmen 
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Pari. Staatssekretär Frau Karwatzki 
(A) zur Risikoabwehr sind in der Bundesrepublik zum 
1. Juli 1984 rechtskräftig geworden. 

Vizepräsident Westphal; Zusatzfrage, Herr Wer- 
ner. 

Werner (Westerland) (GRÜNE): Wie beurteilt die 
Bundesregierung die mir bekannt gewordene Tat- 
sache, daß die Herstellerfirma von Felden bereits 
Druck auf Journalisten und Redaktionen der Fach- 
presse ausübt, um die öffentliche Diskussion über 
die Risiken von Felden zu unterdrücken? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Erstens ist 
mir das nicht bekannt. Und zweitens: Wie ich die 
Journalisten in der Bundesrepublik Deutschland 
kenne, lassen die sich hier auch nicht erpressen. 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatzfra- 
ge. Damit sind wir am Ende dieses Geschäftsbe- 
reichs, weil die beiden weiteren Fragen 16 und 17 
vom Fragesteller, dem Abgeordneten Kirschner, zu- 
rückgezogen worden sind. 

Ich danke für die Beantwortung der Fragen, Frau 
Karwatzki. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Verkehr. Der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Schulte steht zur Beantwortung 
der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 18 des Abgeordneten Pöppl 
auf: 

Sieht die Bundesregierung im Abzug von attraktiven, mo- 
jßj dernen Triebwagen der Baureihe VT 627, z. B. aus dem Raum 

Allgäu, und der ersatzweisen Verwendung älterer Garnitu- 
ren keine Beeinträchtigung der grundsätzlichen Forderun- 
gen nach Attraktivitätssteigerung und Verbesserung bzw. 
Aufwertung des Schienenverkehrsangebots in der Fläche 
und insbesondere auf Nebenstrecken? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Verkehr: Herr Kollege, an Stelle der bis- 
her im Allgäu verwendeten Triebwagen der Baurei- 
he VT 627 setzt die Deutsche Bundesbahn neben 
Wendezugsgarnituren im Spitzenverkehr und Ak- 
kutriebwagen der Baureihe ETA 515 auch Triebwa- 
gen der Baureihe VT 628 ein, die mit dem Standard 
der VT 627 vergleichbar sind. Im übrigen verbleibt 
die Hälfte der bislang bei der Bundesbahndirektion 
München beheimateten Garnituren der Baureihe 
VT 627 weiterhin im Allgäu. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Pöppl. 

Pöppl (CDU/CSU): Meine Frage ist die: Wieviel 
Geräte oder wieviel Triebwagen dieser modernen 
Baureihen VT 627 und 628 stehen denn nach dem 
Beschaffungsprogramm der Deutschen Bundes- 
bahn zur Zeit zum geplanten Einsatz, und welches 
Kontingent ist dabei dem Freistaat Bayern bzw. der 
Bundesbahndirektion München zur Verfügung zu 
stellen beabsichtigt? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe eine ganze Liste von Zahlen darüber, wieviel 
Garnituren im Moment im Einsatz sind, wieviel 


Garnituren in anderen Bundesländern sind, aber (C) 
für Sie ist, glaube ich, wichtig, zu wissen, daß Unter- 
suchungen vorgesehen sind, um Ihre Heimat- 
strecke attraktiver zu machen, und daß diese Unter- 
suchungen auch die Überprüfung des Einsatzes von 
Fahrzeugen mit angemessenem Reisekomfort — 
dies ist der Fachausdruck — beinhalten werden. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Pöppl. 

Pöppl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, auf einer 
Befahrung meiner Heimatstrecke Dachau/Alto- 
münster mit Herrn Präsident Lisson in der letzten 
Woche — Sie wissen, glaube ich, davon — wurde die 
Notwendigkeit des Einsatzes moderner Triebwa- 
genzüge erneut deutlich herausgestellt, etwa in dem 
Sinne, wie Sie gerade die letzte Frage beantwortet 
haben. Kann ich davon ausgehen, daß die Bundes- 
regierung alles daransetzen wird, diese fachliche 
Einschätzung auch bezüglich der Nebenstrecke Da- 
chau/Altomünster zu unterstützen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der Einsatz dieser Fahrzeuge wird von der Deut- 
schen Bundesbahn bestimmt. Die Bundesregierung 
fördert allerdings den Kauf dieser Fahrzeuge. Wir 
können davon ausgehen, daß wir in diesem und in 
den nächsten Jahren eine erhebliche Anzahl dieser 
Fahrzeuge erhalten werden. Im Jahre 1986 werden 
es lediglich 2 sein, im Jahre 1987 aber 59, im Jahre 
1988 64 und im Jahr 1989 25. Die DB hat noch nicht 
abschließend über die Stationierung entschieden. 

(D) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
die Fragen des Herrn Pöppl veranlassen mich zu 
folgender Frage: Ist es nicht eine Strategie der Bun- 
desbahn, auf Nebenstrecken veraltete Modelle ein- 
zusetzen und nicht zu erneuern, um den Service 
herunterzudrücken, dann hinterher die Fahrpläne 
zu reduzieren und schließlich zu erklären, der Per- 
sonenverkehr auf der Strecke müsse stillgelegt 
werden, nach dem alten Motto des Suppenkaspers 
„Am fünften Tage war er tot“? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Im- 
mer, ich habe diesen Vorwurf schon mehrfach ge- 
hört. Um aber diesem Vorwurf ganz gezielt vorzu- 
beugen, hat die Bundesregierung — konkret: der 
Bundesminister für Verkehr — veranlaßt, daß für 
das Geschäftsjahr 1986 ein pauschaler Ausgaben- 
betrag von 400 Millionen DM für Investitionen auf 
Nebenbahnen und eingleisigen Hauptbahnen 
zweckgebunden zur Verfügung gestellt wird. Ich 
glaube, dadurch ist dieser Vorwurf für die Zukunft 
gewiß nicht mehr berechtigt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Auffassung, daß die Beschaffung von 
150 neuen Triebwagen nicht ausreichend ist, um 
auch nur die Hälfte der außerhalb von Ballungsräu- 
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Senfft 

(A) men bedienten Bundesbahnstrecken im Personen- 
verkehr attraktiv zu gestalten? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Senfft, es 
geht ja nicht nur um die gerade genannten Fahr- 
zeuge VT 628, sondern es gibt noch andere Garnitu- 
ren, wie sie selber wissen. Wir haben uns darauf 
verständigt, daß diese 150 neuen Triebwagen be- 
schafft werden. Die Deutsche Bundesbahn muß 
überlegen, ob weitere Beschaffungen nötig sind 
oder ob der Bedarf mit anderen Fahrzeugen, z. B. 
auch durch den Bahnbus, gedeckt werden kann. 

Vizepräsident Westphai: Ich rufe die Frage 19 des 
Abgeordneten Pöppl auf: 

Ist die Tatsache, daß auf der Strecke Kempten-Pfronten 
derzeit fahrplanmäßig neben dem Zugverkehr von zehn Zü- 
gen täglich zugleich sieben Omnibusse eingesetzt sind, mit 
den Untersuchungen der Deutschen Bundesbahn für Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen verbunden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schuite, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
nein. Das derzeitige Fahrplanangebot der Deut- 
schen Bundesbahn auf der Strecke Kempten- 
Pfronten ist auf die vorhandene Nachfrage abge- 
stimmt, wie die Deutsche Bundesbahn mitteilt. 

Vizepräsident Westphai: Eine Zusatzfrage, Herr 
Pöppl. 

Pöppl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, in meiner 

(B) gemeinsamen Besorgnis mit der CSA-Betriebs- 
gruppe der Deutschen Bundesbahn München darf 
ich Sie fragen, ob sich die Deutsche Bundesbahn in 
der Lage sieht, die Nebenstrecken, die ich schon 
erwähnt habe — Dachau-Altomünster und Kemp- 
ten-Pfronten — weiterhin aufrechtzuerhalten und 
die dortigen Arbeitsplätze damit zu sichern. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, daß wir durch Rationalisierung und durch 
vereinfachte Betriebsweisen die Wirtschaftlichkeit 
von schwächer belasteten Strecken verbessern kön- 
nen. Deswegen hat der Bundesminister für Verkehr 
den Vorstand der Bahn beauftragt, auf solchen 
Strecken kostensparende Betriebsverfahren einzu- 
führen. Gerade zu diesem Zweck stehen die 400 Mil- 
lionen DM zweckgebunden bereit, die ich vorher in 
einer anderen Antwort erwähnt habe. 

Eine Fortschreibung dieser Zweckbindung ist 
vorgesehen. Die von Ihnen angesprochene Strecke 
fällt exakt in diesen Rahmen. 

Vizepräsident Westphai: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Pöppl. 

Pöppl (CDU/CSU): Noch einmal: Die Frage der 
Attraktivität spielt natürlich bei der Wirtschaftlich- 
keit eine außerordentlich große Rolle hinsichtlich 
der Annahmebereitschaft. Kann man aus Ihrer Ant- 
wort entnehmen, daß Sie sich gerade bei diesen 
schwierigen Nebenstreckensituationen in der Flä- 
che besonders darum bemühen, dort moderne Ge- 
rätschaften zu installieren? 


Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ich habe bereits (C) 
Investitionsdaten genannt. Ich habe Zahlen aus 
dem Haushalt genannt. Mit dem Freistaat Bayern 
wird verhandelt, wie es auf solchen Strecken wei- 
tergehen soll. Es geht hier um die Frage des Ab- 
schlusses einer Rahmenvereinbarung. Ich habe ge- 
rade gesagt, daß die von Ihnen angesprochene 
Strecke in den Rahmen fallen würde, innerhalb des- 
sen z. B. solche Investitionen möglich wären. 

Vizepräsident Westphai: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
bedenkt die Bundesregierung, insbesondere das 
Bundesministerium für Verkehr, auch, daß durch 
die Verlagerung von der Schiene auf die Straße im- 
mense Kosten auf andere Baulastträger zukommen 
und daß die Gesamtrechnung in vielen Fällen zu 
Lasten der Steuerzahler geht, wenn man bedenkt, 
daß durch den auf die Straße verlagerten Personen- 
verkehr Ausweichbuchten gebaut, Verbreiterungen 
vorgenommen und Unterstellräume geschaffen 
werden müssen, deren Kosten voll zu Lasten ande- 
rer Baulastträger gehen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wir haben in diesem Hohen Hause beschlossen, daß 
bei Verfahren zur Stillegung von Strecken in der 
Zukunft der gesamte Verkehrsraum und die Alter- 
nativen zum Schienenverkehr in einer gesamtwirt- 
schaftlichen Betrachtung untersucht werden. Dies 
war ein einstimmiger Beschluß, so daß ich davon 
ausgehe, daß Ihrem Anliegen Rechnung getragen (P) 
ist. 

Im übrigen sollen die Bahnbusfahrten das Schie- 
nenverkehrsangebot insgesamt lediglich dort er- 
gänzen, wo die Nachfrage den Einsatz von teureren 
Schienenfahrzeugen nicht rechtfertigt. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Herr Staatssekretär, Sie er- 
wähnten die zweckgebundenen 400 Millionen DM. 
Können Sie bestätigen, daß bereits im Jahre 1985 
300 Millionen DM für Zwecke der Rationalisierung 
auf sogenannten Nebenstrecken verwendet wurden, 
und wären Sie bereit, zu sagen, für welche konkre- 
ten Maßnahmen bzw. Strecken dieses Geld einge- 
setzt wurde, und wären Sie, wenn Sie dazu nicht in 
der Lage sind, zu einer schriftlichen Beantwortung 
bereit? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: In beiden Fällen, 
für das Allgemeine wie für das Konkrete: ja. 

Vizepräsident Westphai: Dann sind wir am Ende 
dieser Frage. 

Ich rufe die Frage 20 des Abgeordneten Engels- 
berger auf: 

Ist der Bundesregierung die Stellungnahme des Arbeits- 
kreises Energie der Deutschen Physikalischen Gesellschaft 
über den exponentiellen Anstieg des C02-Gehaltes sowie an- 
derer Spurengase in der Atmosphäre und der damit verbun- 
denen — in nicht allzu ferner Zukunft zu erwartenden — 
irreversiblen globalen Klimaveränderung bekannt, und was 
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Vizepräsident Westphal 

(A) gedenkt die Bundesregierung zu veranlassen, um die zu er- 
wartenden negativen klimatischen Entwicklungen zu verhin- 
dern? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege En- 
gelsberger, die Stellungnahme des Arbeitskreises 
Energie der Deutschen Physikalischen Gesellschaft 
ist der Bundesregierung bekannt. 

Hierzu möchte ich folgendes anmerken: Die Bun- 
desregierung führt ein interdisziplinäres Klimafor- 
schungsprogramm durch. Schwerpunkte dieses 
Programms sind die vom Menschen bewirkten Kli- 
maänderungen, die hauptsächlich durch das starke 
Ansteigen des CO2 und der anderen Spurengase 
verursacht werden. Bereits 1984 wurde ein zusam- 
menfassender Bericht zu einschlägigen US-ameri- 
kanischen Studien dem Ausschuß für Forschung 
und Technologie des Deutschen Bundestages zuge- 
leitet. — Warum jetzt der Verkehrsminister auf 
Ihre Frage antworten muß, weiß ich nicht. — Die 
Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich auch an 
internationalen Programmen zur Erkenntnis zu- 
künftiger Klimaänderungen, z. B. am Weltklimapro- 
gramm der Weltorganisation für Meteorologie der 
Vereinten Nationen und am Klimaprogramm der 
EG. 

Aus bisherigen Untersuchungen ist bekannt, daß 
Klimaänderungen innerhalb der nächsten 100 
Jahre — um den Zeitraum geht es — zu erwarten 
sind, sofern sich der Anstieg der genannten Spuren- 
gase fortsetzt Die Aussagen des Papiers der Deut- 

(B) sehen Physikalischen Gesellschaft gelten unter 
Geowissenschaftlern derzeit jedoch als spekulativ. 
Zur Klärung des genauen Sachverhalts sind weitere 
intensive Forschungsarbeiten notwendig. Daneben 
muß in der Energie- und Verkehrspolitik der einge- 
schlagene Kurs der Energieeinsparung und Emis- 
sionsminderung energisch fortgesetzt werden. 

Vizepräsident Westphal: Also, alle Achtung, Herr 
Staatssekretär. Aus welchem anderen Ministerium 
haben Sie Amtshilfe in Anspruch genommen?, kann 
man nur fragen. 

Sie haben trotzdem eine Zusatzfrage, Herr En- 
gelsberger, aber überfordern Sie das Ressort nicht. 

Engelsberger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
auch ich möchte die Frage stellen, warum gerade 
dieser Sachbereich beim Bundesminister für Ver- 
kehr gelandet ist. Hier wäre vielmehr der Minister 
für Forschung und Technologie zuständig. 

Aber ich darf meine Frage ausführen: Herr 
Staatssekretär, die Deutsche Physikalische Gesell- 
schaft hat ausgeführt, daß diese Vorgänge, der An- 
stieg von CO 2 in der Erdatmosphäre, irreversibel 
sind und daß bereits in den nächsten Jahrzehnten 
klimatische Veränderungen mit verheerenden öko- 
logischen Folgen stattfinden werden. Meine Frage 
dazu: Ist die Bundesregierung bereit, mit den übri- 
gen Industrienationen darüber zu beraten, in wel- 
cher Weise man den Anstieg des CO 2 in der Erd- 
atmosphäre begrenzen könnte, um einer Katastro- 
phe, die letzten Endes weltweit wäre, zu entgehen? 


Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege. (C) 
Unser Anteil an der gesamten C02-Produktion be- 
trägt im Augenblick 6%. Dies ist sicher viel. Es muß 
uns veranlassen, nicht nur national etwas zu tun, 
sondern im Rahmen der EG wie im Rahmen der 
Vereinten Nationen mit anderen zusammenzuar- 
beiten. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage. 

Engelsberger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
darf ich noch die Frage an Sie richten, in welcher 
Weise man nach den Vorstellungen der Bundesre- 
gierung zu Ergebnissen kommen kann, die dazu 
führen, daß der weitere Anstieg von CO 2 in der 
Erdatmosphäre begrenzt werden kann? Denn letz- 
ten Endes sind die Vorgänge irreversibel, und kli- 
matische Verschiebungen sind bereits in den letz- 
ten Jahrzehnten für die Zukunft der Menschheit 
von verheerenden Wirkungen. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ich sagte vorhin, 
daß wir den Weg der Energieeinsparung und der 
Emissionsminderung fortsetzen müssen. Wir hatten 
ja in diesem Haus bereits viele Debatten zu diesem 
Thema, egal, ob es um das Kraftfahrzeug oder um 
Emissionen von Gewerbe und Industrie geht 

Vizepräsident Westphal: Es tut mir leid, Herr 
Schulte. Aber da Sie auf einem Gebiet, für das Sie 
nicht zuständig sind, so fleißig antworten, habe ich 
für Sie noch einen Zusatzfrager. Mal sehen, wie wir 
mit ihm zurechtkommen. Herr Schreiner, Sie haben /j^v 
das Wort 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
meine Einschätzung teilen, daß der an sich zustän- 
dige und hier anwesende Staatssekretär im Innen- 
ministerium, Herr Spranger, deshalb nicht antwor- 
tet, weil seine Antworten häufiger irreführend 
sind? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Also, das muß nicht be- 
antwortet werden. Im übrigen fiele mir der For- 
schungsminister als zuständig ein. Ich nehme an, 
daß Herr Dr. Schulte sich so angestrengt hat, weil 
er einen Grund hatte, hier eine Kritik auffangen zu 
müssen, die am Anfang der Fragestunde stand. Vie- 
len Dank, Herr Staatssekretär. 

Jetzt kommt die Frage 21 des Abgeordneten Hett- 
ling: 

Trifft es zu, daß die Gründe für die Veräußerung der Ha- 
pag-Lloyd-Anteile in der sich verschlechternden Zukunfts- 
perspektive der Seeschiffahrt zu suchen sind und daß dafür 
die Dumping-, Subventions- und Protektionismuspraktiken 
anderer Schiffahrtsnationen, die zu ernormen Überkapazitä- 
ten und zu einem ruinösen Verdrängungswettbewerb — jetzt 
auch bei der Containerschiffahrt — führen, wenn nein, auf 
welcher Grundlage wurden dann die Gespräche mit Bundes- 
minister Dr. Dollinger und den Großbanken geführt? 

Bitte schön. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hettling, eine Veräußerung von Aktienanteilen der 
Hapag- Lloyd- AG wäre als interner Vorgang allei- 
nige Angelegenheit der Aktionäre. Die Bundesre- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Schulte 
(A) gierung sieht sich nicht in der Lage, dazu Stellung 
zu nehmen. Es ist jedoch bekannt, daß die Hapag- 
Lloyd-AG das Jahr 1984 mit einem positiven Ge- 
schäftsergebnis abgeschlossen hat und seitdem 
wieder schwarze Zahlen schreibt. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Hettling. 

Hettling (SPD): Herr Staatssekretär, die Frage ist 
weitergehend. Sie wissen auch — oder Sie müßten 
hier dementieren, daß Herr Dollinger Gespräche 
mit den Anteilseignern oder deren Vertreter ge- 
führt hat — , daß in der Schiffahrtsbranche große 
Aufregung darüber war, daß die nationale Linie Ha- 
pag-Lloyd im Schiffahrtsbereich verkauft werden 
soll, . . . 

Vizepräsident Westphai: Herr Kollege, Sie müssen 
fragen. 

Hettiing (SPD): . . . und zwar wegen der fehlenden 
Zukunftsaussichten. — Ja, ich muß dem Herrn 
Staatssekretär die Frage noch mal erläutern, weil 
er wahrscheinlich nicht in der Lage ist, die Frage zu 
lesen. 

Vizepräsident Westphai: Spätestens jetzt muß die 
Frage kommen, Herr Kollege. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
wurden Gespräche geführt. Diese Gespräche waren 
nicht heimlich. Sie wurden auch noch öffentlich be- 
kanntgemacht. Sie hatten aber nicht das Ziel, daß 
der Bund diese Linie übernimmt. 

Vizepräsident Westphai: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Hettling, 

Hettling (SPD): Herr Staatssekretär, ich muß Sie 
darauf hinweisen, daß das erst in der zweiten Frage 
kommt. Ich beziehe mich immer noch auf meine 
Frage 21. Jetzt frage ich Sie: Die Gründe, die die 
Anteilseigner dazu geführt haben — auch ich habe 
mit ihnen gesprochen, auch mit dem Vorstandsvor- 
sitzenden — , sind eindeutig so, daß die Zukunfts- 
aussichten, obwohl das Jahr 1984 in den Bilanzen 
schwarz geschrieben wurde, wegen Überkapazitä- 
ten miserabel sind. Teilen Sie die Auffassung der 
Anteilseigner — sie ist Ihnen ja bekannt — , oder 
sehen Sie die Perspektive in der Seeschiffahrt bei 
40%iger Überkapazität, wie sie im Transpazifikver- 
kehr herrscht und dazu geführt, daß Hapag-Lloyd 
sich aus diesem Verkehr zurückgezogen hat? Teilen 
Sie sie oder teilen Sie sie nicht? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hettling, wir beraten ja seit langem über die Situa- 
tion der Seeschiffahrt. Mehrmals haben wir uns 
darüber auch in der Fragestunde ausgetauscht. Wir 
kennen alle die Probleme, die bei Subventionen an- 
fangen, die zu Überkapazitäten führen und die weit- 
hin von Protektionismus gekennzeichnet sind. 

Was die Anteilseigner bei Hapag-Lloyd angeht, 
ist allerdings etwas anderes zu sehen und zu analy- 
sieren. Als Hapag-Lloyd in finanzielle Schwierigkei- 
ten kam, haben die beiden Großbanken, um die es 


geht, vom Beginn der Sanierung an zu verstehen (C) 
gegeben, daß sie die erhöhten Beteiligungen nur für 
eine Übergangszeit bis zur Beendigung der Sanie- 
rung übernehmen wollten. Sie haben inzwischen 
neue Mittel in Höhe von 240 Millionen DM zuge- 
führt. Sie haben Verzichte am Bestand des Unter- 
nehmens geleistet und sind der Ansicht, daß, wenn 
jetzt schwarze Zahlen geschrieben werden, der Sa- 
nierungsprozeß abgeschlossen ist. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Hansen (Hamburg). 

Hansen (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem das Bundeskabinett am 30. Mai 1984 Maß- 
nahmen zur Verbesserung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der Seeschiffahrt beschlos- 
sen hat, frage ich Sie: Welche konkreten Maßnah- 
men haben Sie getroffen, und welche Ergebnisse 
haben Ihre Maßnahmen bisher gehabt? Die Situa- 
tion bei Hapag-Lloyd steht ja mit Sicherheit im Zu- 
sammenhang mit der internationalen Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Seeschiffahrt. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ich glaube, man 
kann sagen, daß der Trend zum Ausflaggen in der 
deutschen Seeschiffahrt eindeutig gebrochen ist. Es 
gab auch eine Reihe von Maßnahmen, die hier bera- 
ten worden sind, nämlich Werfthilfen in Höhe von 
250 Millionen DM in diesem Jahr und die Reeder- 
hilfen — Finanzbeiträge — in Höhe von 80 Millio- 
nen DM in diesem Jahr. Zu erwähnen sind auch die 
Schiffahrtsgespräche, die wir gemeinsam beschlos- 
sen haben, um z. B. protektionistische Maßnahmen (D) 
anderer Länder abzuwehren. In diesem Zusammen- 
hang sind aus der jüngsten Zeit Algerien, Tunesien, 
Zaire, Marokko, Kamerun und Elfenbeinküste zu 
nennen. Dies alles wurde mehrfach auch im Ver- 
kehrsausschuß des Deutschen Bundestages bera- 
ten. 

Ich sehe im Augenblick nicht — ausgenommen 
vielleicht die diskutable Frage der Besteuerung; 
hier werden Gespräche innerhalb der Bundesregie- 
rung geführt — , wie man zusätzliche Maßnahmen 
ergreifen könnte. 

Vizepräsident Westphai: Ich rufe die Frage 22 des 
Abgeordneten Hettling auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die zu verkaufenden An- 
teile von Hapag-Lloyd — bevor sie ans Ausland veräußert 
werden — zu übernehmen, und welche ordnungspolitischen 
Maßnahmen (Marktzugangs-, Kapazitäts- und Frachtraten- 
regelungen) wird sie dann anwenden, da die bisherigen Maß- 
nahmen zur Abkehr von Dumping, Subventionen und Pro- 
tektionismus völlig versagt haben? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Frage einer Übernahme von Anteilen der Reederei 
durch den Bund — ich habe es vorhin gesagt — 
stellt sich für die Bundesregierung nicht Sie hat 
wiederholt erklärt, daß für sie eine angemessene 
deutsche Handelsflotte unverzichtbar ist Daher 
tritt sie für eine Förderung der deutschen See- 
schiffahrt ein, solange diese einem verzerrten inter- 
nationalen Wettbewerb ausgesetzt ist. Deswegen — 
ich habe es vorhin erwähnt — sind in diesem Jahr 
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(A) wiederum 250 Millionen DM für Schiffbauzu- 
schüsse bereitgestellt. Damit können rund 100 
Schiffsneu- und -umbauten gefördert werden. Die 
Bereitstellung von Finanzbeiträgen mit 80 Millio- 
nen DM an zinslosen Darlehen habe ich ebenfalls 
bereits erwähnt. Sie sollen wirtschaftliche Schwie- 
rigkeiten überbrücken und die Investitionsfähigkeit 
deutscher Reedereien verbessern. 

Gleichzeitig wird hiermit eine durchgehende Mo- 
dernisierung unserer Handelsflotte erreicht, wie ihr 
hoher Anteil an Containerschiffen und ihr geringes 
Durchschnittsalter deutlich macht. 

Im internationalen Rahmen hat die Bundesregie- 
rung die Verzerrung des Wettbewerbs durch ein 
Bündel von Maßnahmen bekämpft. Sie hat eine 
Reihe vön bilateralen Schiffahrtsgesprächen ge- 
führt. Ich habe das vorhin erwähnt. 

Sie hat darüber hinaus einen Beschluß des EG- 
Ministerrates vom 8. Oktober 1983 initiiert, wonach 
die EG-Staaten ihre nationalen Maßnahmen zur 
Abwehr von Protektionismus koordinieren sollen, 
um deren Wirksamkeit zu erhöhen. 

Außerdem unterstützt die Bundesregierung in- 
tensiv die gemeinsame EG-Seeschiffahrtspolitik 
mit Maßnahmen gegen Protektionismus von Dritt- 
staaten, Maßnahmen gegen Dumping, mit Wettbe- 
werbsregeln für die Seeschiffahrt und mit der Ein- 
führung des freien Dienstleistungsverkehrs. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Hett- 
ling. 

(B) 

Hettling (SPD): Herr Staatssekretär, es ist ja be- 
zeichnend, daß Unternehmer, wie Sie eben gerade 
sagten, eine Firma, die mit Hunderten von Millio- 
nen saniert wurde und anschließend schwarze Zah- 
len schreibt, veräußern wollen. Sie können Ihren 
Beschwichtigungen, die Sie uns gegenüber bei den 
Fragen geben, die wir auch im Verkehrsausschuß 
stellen, natürlich selber Glauben schenken. Aber 
Unternehmer sind so, und deswegen frage ich Sie, 
wie Sie die langfristige Perspektive beurteilen: Tei- 
len Sie die Beurteilung der Großbanken, daß näm- 
lich unter diesen Rahmenbedingungen, die Sie ge- 
rade geschildert haben und die dazu geführt haben, 
daß im Containerverkehr für alle, die sich in der 
Branche auskennen, ersichtlich ist, daß auch im 
Nordatlantik eine 40%ige Überkapazität in diesem 
und im nächsten Jahr den Verdrängungswettbe- 
werb einleitet — erst nach der Bundestagswahl — 
dazu hat Herr Dollinger die Banken, wenn schon 
verkauft werden soll, ja auch aufgefordert 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, jetzt fange 
ich an. Sie zu unterbrechen. Dies ist keine Aktuelle 
Stunde, sondern eine Fragestunde. 

Hettling (SPD): Ich schließe mit einem Halbsatz 
ab. 

Vizepräsident Westphal: Probieren Sie es. 

Hettling (SPD): Teilen Sie diese Auffassung der 
Großbanker, daß die Anteile an Hapag-Lloyd nach 


der Bundestagswahl möglicherweise verkauft wer- (C) 
den? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
mir ist nicht bekannt, daß die Haupteigentümer be- 
schlossen hätten, diese Anteile nach der Bundes- 
tagswahl zu verkaufen. Sie müßten ganz bestimmt 
einen Käufer finden, so wie die Neue Heimat auch. 

Klar ist jedenfalls, daß die Banken bei Beginn des 
Sanierungsprozesses beschlossen hatten, daß der 
Anteil nach der Sanierung wieder zurückgeführt 
werden sollte. Darüber wird im Augenblick gespro- 
chen. Daß es Märkte gibt, auf denen die Kapazitä- 
ten weniger groß als bei der Seeschiffahrt sind, ist 
uns beiden bekannt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Hettling, 
nun probieren Sie es mit einer letzten, schön kurz 
formulierten Frage. 

Hettling (SPD): Herr Präsident, ich bemühe mich. 

Herr Staatssekretär, ist die Bundesregierung, 
sollten die Großaktionäre ihre Anteile nach der 
Bundestagswahl wider Erwarten doch ins Ausland 
verkaufen wollen, bereit, diese Anteile zu überneh- 
men, oder wird sie Sorge dafür tragen, daß sich bun- 
deseigene Unternehmen — ich denke auch an die 
Verlader — stärker engagieren, und zweitens, 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Nur eine 
Frage!) 

inwieweit werden Sie die Rahmenbedingungen für 
die Seeschiffahrt verbessern, daß ein solcher Fall . . 
nicht eintreten kann? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
gehen in Ihrer Frage offensichtlich davon aus, daß 
dieselbe Koalition wie jetzt auch die nächste Bun- 
desregierung stellen wird. Wenn ich bereits für die 
nächste Bundesregierung sprechen darf, muß ich 
Ihnen sagen, daß wir nicht Vorhaben, Anteile von 
Hapag-Lloyd zu übernehmen. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt die Frage 23. 

Die Frage wird nach Nr. 2 Abs. 2 der Richtlinien 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als An- 
lage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 24 des Abgeordneten Hansen 
(Hamburg) auf: 

Aus welchem Grund werden Züge der Hamburger S-Bahn 
zum Zwecke der Generalüberholung und Modernisierung 
nicht in den Bundesbahn-Ausbesserungswerken Hamburg- 
Harburg bzw. Neumünster, sondern in Stuttgart-Bad Cann- 
stadt bearbeitet? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hansen, die elektrischen Gleichstromtriebzüge der 
Hamburger S-Bahn können weder im Güterwagen- 
werk Hamburg-Harburg noch im Reisezugwagen- 
werk Neumünster der Deutschen Bundesbahn in- 
standgehalten bzw. modernisiert werden, weil diese 
beiden Dienststellen nicht über die erforderlichen 
maschinellen Werkstattanlagen und speziellen 
Prüffelder für die Aufarbeitung von elektrischen 
Nahverkehrs-Triebfahrzeugen verfügen. Darüber 
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Pari. Staatssekretär Dr. Schulte 

(A) hinaus sind die dortigen Mitarbeiter für Arbeiten 
an derartigen Fahrzeugen nicht ausgebildet. Soweit 
Reparatur- und Modernisierungsarbeiten am Wa- 
genkasten der S-Bahn-Züge aus Kapazitätsgründen 
ausnahmsweise nicht im Heimat-Betriebswerk 
Hamburg-Ohlsdorf durchgeführt werden können, 
kommt hierfür aus betriebswirtschaftlichen Grün- 
den nur das für die Instandhaltung elektrischer 
Wechselstromtriebzüge eingerichtete Ausbesse- 
rungswerk Stuttgart- Bad Cannstadt in Frage. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Han- 
sen? 

Hansen (Hamburg) (SPD): Nein, ich würde um die 
Beantwortung der zweiten Frage bitten. 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich die Fra- 
ge 25 des Abgeordneten Hansen auf: 

Welche Kosten entstehen der Deutschen Bundesbahn 
durch die Verbringung der Hamburger S-Bahn-Züge nach 
Stuttgart? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
nach Mitteilung der Hauptverwaltung der Deut- 
schen Bundesbahn kostet die Überführung eines 
Triebzuges der Hamburger S-Bahn zum Ausbesse- 
rungswerk Stuttgart- Bad Cannstadt und zurück 
rund 3 000 DM. Die Kosten sind bei den Wirtschaft- 
lichkeitsuntersuchungen der Deutschen Bundes- 
bahn für die Aufarbeitung berücksichtigt worden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Han- 
sen. 

Hansen (Hamburg) (SPD): Ich hätte doch noch die 
Frage, welches finanzielle Volumen dieser Auftrag 
für Stuttgart-Bad Cannstadt hat, d. h. wieviel Geld 
muß die Bundesbahn dafür ausgeben, um die Wa- 
gen dort zu reparieren, und hätte sich in diesem 
Zusammenhang nicht eine Investition im norddeut- 
schen Raum gelohnt? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Die Bundesbahn 
hat zum letzteren eine eindeutige Aussage getrof- 
fen; sie lautet nein. 

Die Antwort auf die Frage nach den Kosten der 
Überführung aller Züge werde ich Ihnen nachlie- 
fern. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage, Herr Hansen, bitte schön. 

Hansen (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
worauf gründet sich Ihre Aussage, daß das Personal 
der Betriebswerkstätten in Hamburg und in Neu- 
münster fachlich nicht qualifiziert sei, solche Arbei- 
ten durchzuführen, nachdem beispielsweise in Neu- 
münster auch die modernen Intercity-Wagen repa- 
riert werden können? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Sie gilt nur für 
die spezielle Aufgabe, wie vorher dargelegt Die 
Aussage stammt von der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn. 


Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- (C) 
neten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wäre es angesichts der Situation in Baden-Würt- 
temberg, wo wir die geringste Arbeitslosigkeit ha- 
ben, und im norddeutschen Raum, in Schleswig- 
Holstein, wo wir langsam an die 20-%-Grenze gera- 
ten, nicht sinnvoll, wenn die Bundesregierung den 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn darauf hin- 
weisen würde, daß eine Investition sehr sinnvoll 
wäre, um die Voraussetzungen zu schaffen, daß 
diese Züge an Ort und Stelle repariert werden kön- 
nen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Im- 
mer, die Bundesregierung hält sehr viel davon, daß 
man bei solchen Fragen z. B. das Raumordnungsge- 
setz oder das Zonenrandförderungsgesetz beachtet. 

Sie hat auch Beispiele dafür geliefert. 

Ich kenne den Arbeitsmarkt in Hamburg, insbe- 
sondere die Frage, inwieweit hier aus anderen Ge- 
bieten eingependelt wird, nicht so genau, um das im 
einzelnen beantworten zu können. Die Deutsche 
Bundesbahn geht aber davon aus, daß zusätzliche 
Investitionen und überdies das Schaffen zusätzli- 
cher personeller Kapazitäten nicht vertretbar wä- 
ren und teurer kämen als die jetzige Praxis. Wir 
beide wissen, daß die Deutsche Bundesbahn aufge- 
fordert ist, alles zu unternehmen, um ihre Kosten 
zu senken. Dazu gehört auch die optimale Zuord- 
nung der verschiedenen Aufgaben zu den einzelnen 
Dienststellen der Instandhaltung. Dies ist ebenfalls 
Grundlage für einen besseren wirtschaftlichen Er- ' ' 
folg und für die Effizienz der Ausbesserungswerke 
insgesamt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Reuter. 

Reuter (SPD): Herr Staatssekretär, ist der Bun- 
desregierung bekannt, daß die Deutsche Bundes- 
bahn beabsichtigt, in diesem in Frage stehenden 
Bereich 4 000 Arbeitsplätze abzubauen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Nein. 

(Reuter [SPD]; Darum sollten Sie sich 
kümmern!) 

— Ich bin gerne bereit, Herr Kollege, das noch ein- 
mal nachzuprüfen, 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Zur Frage 26 wird vom 
Abgeordneten Sauer (Salzgitter) schriftliche Beant- 
wortung erbeten. Die Antwort wird als Anlage abge- 
druckt. 

Ich rufe die Frage 27 des Abgeordneten Senfft 
auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der Bundesmi- 
nister für Verkehr dem Staatsminister im Auswärtigen Amt 
Möllemann mitgeteilt hat, daß die Eisenbahnstrecke Mün- 
ster- Waren dorf- Rheda- Wiedenbrück für den Personenver- 
kehr nicht stillgelegt wird, und wenn nein, wie bewertet die 
Bundesregierung die folgende Meldung in der Zeitschrift 
„Das Stadtgespräch — Mitteilungen aus Rheda-Wieden- 
brück“, Ausgabe Januar 1986, in der es heißt: „In einem Tele- 
fongespräch mit dem ,Stadtgespräch’ meinte der Staatsmini- 
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Vizepräsident Westphal 

(A) Ster im Auswärtigen Amt, Möllemann: ,Der Bundesminister 

für Verkehr hat mir mitgeteilt, daß die Eisenbahnstrecke 
Münster-Ostwestfalen, die Warendorf und Rheda-Wieden- 
brück einschließt, nicht stillgelegt wird — auch nicht für den 
Personenverkehr' “? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Die Deutsche 
Bundesbahn hat für die Strecke Münster — Waren- 
dorf — Rheda-Wiedenbrück kein Verfahren nach 
dem Bundesbahngesetz eingeleitet. Die Durchfüh- 
rung eines solchen Verfahrens wäre Voraussetzung, 
um den Reisezugbetrieb auf Busbedienung umzu- 
stellen oder den Güterzugverkehr einstellen zu kön- 
nen. Insoweit trifft die Aussage von Herrn Staats- 
minister Möllemann zu. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ich hatte 
danach gefragt, ob dies dem Herrn Staatsminister 
so, wie in der Zeitschrift berichtet, telefonisch durch 
den Bundesminister für Verkehr mitgeteilt worden 
ist. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
nachdem die Aussage des Kollegen Möllemann in- 
haltlich richtig ist, habe ich im großen Verkehrsmi- 
nisterium nicht nachgefragt, wer dies telefonisch 
durchgegeben hat. Wenn irgendeiner der Mitarbei- 
ter am Telefon etwas sagt, dann spricht er für den 
Bundesminister für Verkehr. So lautet auch jeder 
Briefkopf. 

^ ^ Vizepräsident Westphal: Weitere Zsuatzfrage, Herr 
Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Herr Staatssekretär: Allein da- 
durch, daß kein Verfahren zur Stillegung eingeleitet 
worden ist, wird ja noch nicht eine dauerhafte Si- 
cherung der Strecke gewährleistet. Insofern möchte 
ich Sie fragen: Ist dies beabsichtigt? Welche Investi- 
tionen werden vorgenommen werden? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ich kann nicht 
sagen, ob die Bundesbahn ein solches Verfahren 
beabsichtigt. Da ein solches Verfahren bisher nicht 
eingeleitet ist, liegen uns praktisch keine Daten 
vor. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 28 des 
Abgeordneten Senfft auf: 

Beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn (DB) die Einrich- 
tung eines City-Bahn-Betriebes im Stundentakt auf der Bun- 
desbahnstrecke Münster-Warendorf-Rheda-Wiedenbrück 
(-Bielefeld), um u. a. eine attraktive, unsteigefreie Direkt- 
verbindung zwischen den Oberzentren Münster und Biele- 
feld zu schaffen, wenn nein, welche anderen Maßnahmen 
beabsichtigt die DB zur Erhöhung der Attraktivität dieser 
Bundesbahnstrecke? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Senfft, 
nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn be- 
steht zur Zeit bereits eine umsteigefreie Direktver- 
bindung zwischen Münster, Warendorf, Rheda- 
Wiedenbrück und Bielefeld mit fünf Zügen in jeder 
Richtung. Bei der gegebenen Nachfrage ist von der 


Bahn nicht beabsichtigt, dieses Angebot auszuwei- (C) 
ten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Inwieweit ist die Bundesregie- 
rung bereit, die Interessengemeinschaft zum Erhalt 
dieser Bundesbahnstrecke und entsprechende An- 
gebote der Kommune zu unterstützen, den Bahnhof 
in Klarholz zu verlegen und sich daran finanziell zu 
beteiligen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Senfft, ich 
glaube, die Frage geht etwas weit von der ursprüng- 
lichen Frage weg. Ich kann sie schlicht nicht beant- 
worten. 

Vizepräsident Westphal: Dies geht wirklich über 
das hinaus, was gefragt worden ist. 

Sie haben eine weitere Zusatzfrage, Herr Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Fällt diese Bundesbahnstrecke 
Münster — Warendorf unter die Bundesbahnstrek- 
ke, für die, wie Sie vorhin sagten, 400 Millionen DM 
für Rationalisierungsinvestitionen bereitgestellt 
sind? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ich gehe eigent- 
lich davon aus, werde dies aber nochmals nachprü- 
fen und schriftlich auf Sie zukommen. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 29 und 30 des 

Abgeordneten Roth sowie die Fragen 31 und 32 des 
Abgeordneten Jungmann sind zurückgezogen. 

Ich rufe die Frage 33 des Abgeordneten Lins- 
meier auf: 

Wie hoch sind die Kosten für die Erschließung des Flugha- 
fens München II durch die S-Bahn, und um welchen Betrag 
würden sich diese Kosten erhöhen, wenn die Streckenfüh- 
rung der S-Bahn zum Flughafen im Bereich der Gemeinde 
Ismaning unterirdisch geführt würde? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Linsmeier, die Kosten für den Anschluß des Flugha- 
fens München II an die S-Bahn sind mit 450 Millio- 
nen DM veranschlagt; sie sind nach dem Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz zuwendungsfähig. In 
diesem Betrag sind auch die Ausbaumaßnahmen 
der S-Bahn zwischen München-Ost und Ismaning 
enthalten. Die Mehrkosten für eine unterirdische 
Streckenführung der S-Bahn im Bereich dieser Ge- 
meinde beziffert die Deutsche Bundesbahn, grob 
geschätzt, auf 100 Millionen DM. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Linsmeier. 

Linsmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
in diesen Zusatzkosten sämtliche Kosten enthalten, 
die andererseits eingespart würden? Wir haben z. B. 
mehrere Straßenübergänge, mehrere Kreuzungen. 

Ist das ein saldiertes Ergebnis, oder ist diese Saldie- 
rung noch nicht berücksichtigt? 
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(A) Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ich gehe davon 
aus, werde dies aber nochmals nachprüfen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Linsmeier. 

Linsmeier (CDU/CSU); Wie hoch veranschlagen 
Sie innerhalb der Gesamtkosten von 450 Millionen 
DM die Kosten für die Maßnahmen im Umwelt- 
schutz, z. B. Lärmschutzmaßnahmen, die an der 
Strecke erforderlich sind, und welcher Teil dieser 
Gesamtkosten entfällt wieder auf den Bereich Is- 
maning? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Das müßte ich 
ebenfalls erst bei der Deutschen Bundesbahn in Er- 
fahrung bringen. 

(Linsmeier [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Lins- 
meier, ich rufe Ihre Frage 34 auf: 

Wie hoch ist die geplante Frequenz der Zugfolge zum 
Flughafen München II, und wie verteilt sie sich auf Perso- 
nenbeförderung einerseits und Warentransport anderer- 
seits? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Für den Endaus- 
bauzustand des Flughafens ist in der Hauptver- 
kehrszeit ein Zugangebot von maximal sechs 
S-Bahn-Zügen, maximale Länge 210 Meter, pro 
Stunde und Richtung vorgesehen. In den Abend- 
stunden wird die Zugdichte wesentlich geringer 
sein; von etwa 24 Uhr bis 5 Uhr ist Betriebsruhe. Im 
^ ^ Endzustand wird ein Güterzug pro Tag zum Flugha- 
fen fahren. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Linsmeier. 

Linsmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
auch geplant, über S-Bahn-Züge und über Güterver- 
kehrszüge hinaus Reisezüge zum Flughafen Mün- 
chen II zu führen, und — das ist meine zweite Zu- 
satzfrage, wenn ich die gleich anschließen darf, 
Herr Präsident — ist es aus der Sicht der Deut- 
schen Bundesbahn denkbar, den Flughafen Mün- 
chen II auch an Freising anzubinden, um auf die 
Weise eine Verkehrserschließung nach Niederbay- 
ern auf einer kürzeren Strecke zu ermöglichen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, zu 
letzterem gibt es bereits erheblichen Schriftwechsel 
zwischen Abgeordneten des Hauses und dem Bun- 
desminister für Verkehr. Ich stelle Ihnen diesen 
Schriftwechsel sehr gern zur Verfügung. Was an- 
dere Züge außer dem einen Güterzug und den ange- 
sprochenen S-Bahn-Zügen angeht, ist mir nicht be- 
kannt, daß die Deutsche Bundesbahn Zusätzliches 
plant. 

Vizepräsident Westphal: Sie möchten eine Zusatz- 
frage stellen, Herr Abgeordneter. 

Dr. Jobst [CDU/CSU]: Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, daß, wenn der neue 
Flughafen über die Region München hinaus für die 
Wirtschaftsregion Niederbayern, für die Wirt- 


schaftsregion Regensburg und damit auch für die (C) 
Oberpfalz Bedeutung hat, auch eine direkte Schie- 
nenanbindung vom Norden her herbeigeführt wer- 
den sollte? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
trotz Ihrer guten Argumente habe ich in dieser Fra- 
gestunde keinen Anlaß, von dem angeführten 
Schriftwechsel und von den bisher vom Bundesmi- 
nister für Verkehr zum Ausdruck gebrachten An- 
sichten abzugehen. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen jetzt zur 
Frage 35 des Abgeordneten Jäger (Wangen): 

Wie viele Modellversuche mit sogenannten Umwelt -Am- 
peln an Straßenkreuzungen, die dazu führen, daß Autofahrer 
beim Haltesignal den Motor abstellen, werden zur Zeit oder 
im Laufe des Jahres 1986 in der Bundesrepublik Deutschland 
in welchen Bundesländern durchgeführt, und bei welchen 
dieser Modellversuche gewähren der Bund bzw. die Bundes- 
länder den betreffenden Gemeinden dafür Zuschüsse, gege- 
benenfalls in welcher Höhe? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Jä- 
ger, soweit die Bundesregierung informiert worden 
ist, beteiligen sich an dem Modellversuch zur Zeit 
14 Städte und Gemeinden des Landes Baden-Würt- 
temberg. In vier Gemeinden wird das Blausignal, in 
den anderen zehn Orten werden andere Anzeigen 
der Rotzeit erprobt. Weitere elf Gemeinden von Ba- 
den-Württemberg haben ihr Interesse bekundet 
und sollen noch in den Versuch aufgenommen wer- 
den. (D) 

Über entsprechende Versuche in anderen Bun- 
desländern ist der Bundesregierung nichts bekannt 
Bund und Länder haben für diese Versuche keine 
Zuschüsse gewährt Die^Finanzierung erfolgt durch 
die Gemeinden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da es sich hier um einen nicht bloß verkehrspoli- 
tisch, sondern wohl überwiegend auch um einen 
umweltpolitisch bedeutsamen Modellbereich han- 
delt — nämlich herauszufinden, was eingespart 
werden kann und unter welchen Voraussetzungen 
die Autofahrer an Ampeln ihre Motoren abstellen 
werden — , so daß diesen Versuchen bundesweite 
Bedeutung zukommt: Hat die Bundesregierung 
schon Erwägungen angestellt ob hier ganz be- 
stimmte Modellversuche, die dann bundesweit ge- 
streut und auf verschiedene Städte, Großstädte, 
Mittelstädte und Kleinstädte, abgestellt werden 
müßten, gefördert werden könnten? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wir sind der Ansicht daß das, was im Augenblick in 
Baden-Württemberg läuft, repräsentativ sein wird, 
so daß zusätzliche Versuche nicht nötig sein wer- 
den, die den Steuerzahler des Bundes belasten wür- 
den. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Jäger. 
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(A) Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
womit hängt es nach Auffassung der Bundesregie- 
rung zusammen, daß im Augenblick nur im Lande 
Baden-Württemberg derartige Versuche gemacht 
werden? Ist in anderen Ländern die Bedeutung die- 
ser Modellversuche nicht erkannt oder scheuen an- 
dere die damit verbundenen Kosten? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
sagte, daß die Kosten von den Gemeinden getragen 
werden. Da ich selber aus dem Land Baden-Würt- 
temberg stamme, gehe ich davon aus, daß dieses 
Land besonders umweltfreundlich ist. Im übrigen 
spielt sicherlich die Nachbarschaft zur Schweiz 
eine Rolle, Dort wurde diese Ampel zuerst einge- 
führt. 

Vizepräsident Westphai: Wird sind am Ende dieses 
Geschäftsbereichs. Ich danke dem Staatssekretär 
für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für das Post- und Fernmeldewesen auf. 

Ich rufe die Frage 36 des Abgeordneten Klein 
(Dieburg) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Telefonbaufirma 
„Telenorma“ (T & N) gezwungen ist, an drei ihrer Produkti- 
onsstätten für ca. sechs Monate mit 1 500 Beschäftigten 
kurzzuarbeiten, da der Großkunde Deutsche Bundespost 
entgegen gegebenen Zusagen laufende Großaufträge nur zö- 
gernd abwickelt und schon produzierte Telefonanlagen nur 
schleppend abnimmt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

(B) Rawe, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, 
wenn der Kollege Klein damit einverstanden ist, 
würde ich gerne beide Fragen im Zusammenhang 
beantworten. 

Vizepräsident Westphai: Sind Sie einverstan- 
den? — 

Ich rufe auch die Frage 37 des Abgeordneten 
Klein (Dieburg) auf: 

Sieht sich die Deutsche Bundespost (DBP) aus finanziellen 
Gründen zu diesem Verhalten veranlaßt, oder sind andere 
Überlegungen der DBP maßgebend? 

Bitte schön, Herr Rawe. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Klein, 
der Bundesregierung ist vor kurzem bekanntgewor- 
den, daß die Firma, die Sie genannt haben, für 
einige ihrer Produktionsstätten Kurzarbeit bean- 
tragen will. Ob dafür allerdings die Gründe, die Sie 
vermuten, allein ursächlich sind, kann im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt von der Bundesregierung nicht 
beurteilt werden. 

Da Sie aber auf die Abwicklung der Verträge Be- 
zug genommen haben, möchte ich meine Antwort 
dahingehend ergänzen, daß es richtig ist, daß die 
Nachfrage nach bestimmten von der Firma genann- 
ten Telefonapparaten in letzter Zeit geringer gewor- 
den ist. Deshalb wurden im Oktober 1985 die Lauf- 
zeiten für zwei Aufträge im Einvernehmen mit der 
Firma um ein halbes Jahr verlängert. Bei einem 
weiteren Auftrag wurde eine Laufzeit um ein Jahr 
verlängert, die Lieferausfälle jedoch durch einen 


zusätzlichen Auftrag des gleichen Typs in anderer (C) 
Ausführung kompensiert. 

Bei kleinen Wählanlagen wird sich die Ausliefe- 
rung einiger Anlagen, soweit mir bekannt ist, bis zu 
fünf Monaten verschieben. 

Dies alles müssen Sie bitte vor dem Hintergrund 
sehen, daß die Deutsche Bundspost gehalten ist, 
ihre Haushaltsmittel wirtschaftlich und sparsam 
einzusetzen. Sie darf diese nur so weit und nicht 
eher als erforderlich in Anspruch nehmen. Dies er- 
gibt sich aus § 26 der Reichshaushaltsordnung. Sie 
schließt deshalb vielfach mit ihren Lieferanten 
auch Rahmenverträge ab, aus denen sie bedarfsge- 
recht Teillieferungen abruft. Da das Kundenverhal- 
ten und bei kleinen Wählanlagen auch das Verhal- 
ten der übrigen Anbieter auf dem Markt nur be- 
dingt vorhersehbar sind, kommt es gelegentlich zu 
Anpassungen des Zeitrahmens der Verträge, so, wie 
ich sie Ihnen geschildert habe. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr Klein. 

Klein (Dieburg) (SPD): Herr Staatssekretär, trifft 
es vielleicht zu, daß die Situation, die jetzt bei Tele- 
fonbau und Normalzeit — ich nenne jetzt den Na- 
men, den Sie verschwiegen haben — 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: So heißt die 
Firma aber nicht!) 

entstanden ist, daraus herrührt, daß eine von der 
Bundespost falsch vorgegebene Bedarfsprognose 
für den Typ Frankfurt vorlag, und ergibt sich, daß 
dieser geschätzte und vorgegebene Bedarf mit den (D) 
tatsächlichen Nachfragen nicht übereinstimmt, und 
sind eigentlich 

Vizepräsident Westphai: Zwei Fragen sind genug, 

Herr Klein. 

(Klein [Dieburg] [SPD]; Es waren nur Un- 
terfragen!) 

— Sie haben noch eine Menge offen. Sie können 
noch weiter fragen. Jetzt wollen wir erst mal die 
zwei abhandeln. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es ging 
hier gar nicht darum, den Namen der Firma zu ver- 
schweigen; denn der steht in der Bundestagsdruck- 
sache so ausgedruckt. Darum kann es also nicht 
gegangen sein. 

Nein, ich kann auch Ihre Frage so nicht bestäti- 
gen; denn ich habe Ihnen ausdrücklich gesagt: Weil 
wir den Umfang notwendiger Lieferungen nicht im- 
mer von vornherein übersehen können, schließen 
wir zunächst Rahmenverträge. So haben wir Rah- 
menverträge geschlossen, innerhalb derer wir dann 
unserem Bedarf entsprechend abrufen können. Wir 
haben auch — und Sie wissen, zu einer Vertragsver- 
änderung gehören immer zwei Vertragspartner — 
rechtzeitig, als erkennbar war, daß sich der Abruf 
verändern würde, eine Veränderung der Verträge 
im Einvernehmen mit der Firma herbeigeführt. 

Vizepräsident Westphai: Zweite Zusatzfrage, Herr 
Klein. 
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Klein (Dieburg) (SPD); Herr Staatssekretär, gehö- 
ren nicht eigentlich drei Partner dazu, nämlich die 
Bundespost als Auftraggeber, der Hersteller und 
die Belegschaft, die ja die Betroffene und Leidtra- 
gende ist, und ist der Bundesregierung eigentlich 
bekannt, daß jetzt in dem Werk Urberach z. B. alle 
gewerblichen Arbeitnehmer — das sind immerhin 
760 — von dieser Kurzarbeit, die für ein halbes Jahr 
angemeldet ist, betroffen sind und daß sich dort 
trotz Kurzarbeitergeld Einkommenseinbußen von 
10% und vielleicht etwas mehr ergeben werden? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie un- 
terstellen bei dieser Frage wie auch in Ihrer schrift- 
lich gestellten Frage, daß die von Ihnen vermuteten 
Gründe die alleinige Ursache für die Kurzarbeit 
sind. Dies, habe ich vorhin schon ausgeführt, kann 
Ihnen die Bundesregierung im gegenwärtigen Zeit- 
punkt nicht bestätigen. Ich kann das nicht überse- 
hen. 

Vizepräsident Westphal: Dritte Zusatzfrage, Herr 
Klein. 

Klein (Dieburg) (SPD); Können Sie mal kurz dar- 
stellen, wie der Rahmenvertrag mit der genannten 
Firma, den Sie angesprochen haben, aussieht und 
in welchem Umfange bis zur Stunde dieser Rah- 
menvertrag erfüllt worden ist, sprich: Geräte abge- 
rufen worden sind und in welchem Tempo in der 
nächsten Zeit der Restbedarf, den Sie angemeldet 
hatten, gedeckt werden wird? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann das im Detail nicht. Aber ich bin selbstver- 
ständlich gerne bereit. Ihnen das schriftlich zu ge- 
ben. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage, Herr 
Klein. 

Klein (Dieburg) (SPD): Herr Staatssekretär, Ihre 
Regierung spricht ja nun landauf, landab davon, 
wie sich die Wirtschaft belebe und wie Unterneh- 
mer gehalten seien, dieser erkennbaren Wirt- 
schaftsbelebung durch Neueinstellungen, Vergabe 
von mehr Aufträgen usw. nachzuhelfen. Verhält 
sich eigentlich die Deutsche Bundespost jetzt kon- 
junktur- und arbeitsmarktgerecht, wenn sie — und 
nur die Bundespost und niemand anders ist der 
auslösende Faktor für die Situation bei T & N — so 
zögerlich auf dem Arbeitsmarkt auftritt und durch 
ihr Verhalten im Arbeitsamtsbezirk Offenbach die 
Zahl der Kurzarbeiter von derzeit 800 auf 1500 
hochschnellen, d. h. sich praktisch verdoppeln läßt? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bitte 
um Nachsicht. Aber Sie versuchen immer wieder, 
zu unterstellen, daß die Verursachungsgründe bei 
uns, bei der Deutschen Bundespost, liegen. Dies, 
habe ich Ihnen nun schon mehrfach gesagt, kann 
ich nicht bestätigen. Wenn sich das Kundenverhal- 
ten am Markt ändert, kann es nicht Sache der Bun- 
desregierung oder der Deutschen Bundespost sein, 
dieses Kundenverhalten bestimmen zu wollen. Das 
würden sicherlich auch Sie ablehnen. 


Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- (C) 
geordneten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
darf ich also Ihrer Einlassung entnehmen, daß nicht 
die Absicht der Post, sondern eben genau das Kun- 
denverhalten es ist, was zu diesem einen Teil des 
Verhaltens der Post geführt hat, und dürfen wir 
davon ausgehen, daß Ihr Haus dieser Frage ent- 
sprechend den Auswirkungen nachgegangen ist? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer- 
mann, Sie dürfen selbstverständlich davon ausge- 
hen, daß unser Haus solchen Entwicklungen immer 
sehr sorgfältig nachgeht, und ich bin auch bereit. 
Ihnen zu bestätigen, daß nach meiner jetzigen 
Kenntnis in der Tat das Kundenverhalten für die 
Veränderung der Nachfrage verantwortlich ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Pfeffermann, Sie ha- 
ben eine weitere Zusatzfrage. Bitte schön. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
kann ich davon ausgehen, daß Sie mit Ihrer vorsich- 
tigen Formulierung, die Bundesregierung sehe sich 
im Moment nicht in der Lage, zu bestätigen, daß 
diese angemeldete Kurzarbeit ausschließlich 
(Klein [Dieburg] [SPD]: Vorwiegend!) 

— oder vorwiegend — auf das Verhalten der Deut- 
schen Bundespost oder auf deren Abrufpraxis zu- 
rückgehe, andeuten wollen, daß es offensichtlich 
weitere Kunden gibt, die sich, was das Abrufverhal- 
ten oder was zumindest die Auftragslage anlangt, 
ähnlich verhalten haben wie die Post? Bezog sich 
darauf Ihre einschränkende Bemerkung? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
ich einen Sachverhalt nicht exakt übersehen kann, 
neige ich immer dazu, mich zunächst einmal sehr 
vorsichtig auszudrücken. Was das Verhalten der 
Deutschen Bundespost angeht, so habe ich aus- 
drücklich erklärt, daß die Kundennachfrage die Ur- 
sache ist. Dies will ich gern wiederholen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Reuter. 

Reuter (SPD): Herr Staatssekretär, es ist ja sicher 
im Hinblick auf den Abruf der Geräte wichtig, auch 
zu wissen, wie viele Neuanschlüsse getätigt werden. 
Können sie mir sagen, wie viele Neuanschlüsse und 
Nebenanschlüsse bei der Deutschen Bundespost im 
Jahr 1985 und auch in den Jahren davor getätigt 
wurden? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Ich kann Ihnen die 
Zahl nicht genau nennen, aber sie ist gegenüber 
früheren Jahren rückläufig. Die genauen Zahlen 
will ich Ihnen gerne schriftlich nachliefern. Aber 
für den ersten Tatbestand, den wir hier aufhellen 
wollen, bleibt entscheidend, wie hoch der Anteil der 
hier betroffenen Firma an diesen Aufträgen war. 

Ich will Ihnen das gerne schriftlich geben, sobald 
ich es habe. 

Vizepräsident Westphal; Eine weitere Zusatzfrage, 

Herr Reuter. 
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(A) Reuter (SPD): Herr Staatssekretär, könnten Sie 
mir einmal sagen, wieviel Prozent der Kapazität der 
Firma T&N in der Herstellung dieser Geräte von 
der Deutschen Bundespost ausgelastet sind? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Darf ich das in diese 
schriftliche Antwort mit einfließen lassen, Herr 
Kollege? 

(Reuter [SPD]: Ja, bitte!) 

Vizepräsident Westphal: Da für die Frage 38 der 
Abgeordneten Frau Steinhauer schriftliche Beant- 
wortung erbeten worden ist, sind wir am Ende die- 
ses Geschäftsbereiches. Ich danke dem Staatsse- 
kretär für die Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers des Innern. Zur Beantwortung der Fragen 
steht der Parlamentarische Staatssekretär Spran- 
ger zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 47 des Kollegen Schemken auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Verein „Steuer- 
hilfe für Arbeitnehmer, Lohnsteuerhilfeverein, Tigg 5“ auf 
Grund von Veröffentlichungen in der DKP-Zeitung „Unsere 
Zeit“ für den Aufbau neuer Beratungsstellen in der Bundes- 
republik Deutschland nebenberufliche Mitarbeiter, die in 
den neuzugründenden Beratungsstellen mitarbeiten wollen, 
sucht, und handelt es sich hier um ein von der DKP organi- 
siertes Vorhaben, um an Daten von Bundesbürgern heranzu- 
kommen, die dann an das Ostberliner Ministerium für 
Staatssicherheit weitergeleitet werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
(ß) ster des Innern: Es trifft zu, daß der Verein „Steuer- 
hilfe für Arbeitnehmer e. V., Lohnsteuerhilfever- 
ein“ im Zentralorgan der „Deutschen Kommunisti- 
schen Partei“ (DKP) „Unsere Zeit“ nebenberufliche 
Mitarbeiter für den „Aufbau neuer Beratungsstel- 
len“ sucht. Erster Vorsitzender des in Datteln an- 
sässigen Vereins, der im Jahre 1971 gegründet 
wurde und in mehreren anderen Städten — vorwie- 
gend in Nordrhein-Westfalen — Beratungsstellen 
unterhält, ist das Mitglied der DKP Günther Jorgs. 

Die Bundesregierung hält es nicht für ange- 
bracht, sich an den Mutmaßungen über die mögli- 
chen Hintergründe und Absichten des Lohnsteuer- 
hilfevereins öffentlich zu beteiligen. Sie ist bereit, 
zu gegebener Zeit die Parlamentarische Kontroll- 
kommission zu unterrrichten. 

Vizepräsident Westphai: Keine Zusatzfrage? — 
Dann rufe ich Frage 48 des Abgeordneten Schem- 
ken auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele solcher Lohn- 
steuerhilfevereine sich in der Nähe von Bundeswehreinhei- 
ten niedergelassen haben und daß sich bereits Bundeswehr- 
angehörige in den Kundenkarteien der Vereine befinden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ein großer Teil der 
Beratungsstellen des Lohnsteuerhilfevereins befin- 
det sich nach den Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung in Standorten der Bundeswehr oder der alli- 
ierten Streitkräfte. Die Bundesregierung schließt 
nicht aus, daß auch Bundeswehrangehörige zu den 
Kunden des Vereins zählen. 


Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr (C) 
Schemken. 

Schemken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sieht 
die Bundesregierung hier nicht die Gefahr, daß, ge- 
rade was die Bundeswehr angeht, ein Zugriff auf 
persönliche Daten möglich ist? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schemken, man kann hier mancherlei Überlegun- 
gen anstellen. Ich möchte dies hier in der Öffent- 
lichkeit nicht tun. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage. 

Schemken (CDU/CSU): Denkt die Bundesregie- 
rung auch hier nicht daran, unmittelbar einzu- 
schreiten? Kann ich davon ausgehen, daß das, was 
Sie in Beantwortung meiner ersten Frage gesagt 
haben, auch hier zutrifft? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Für ein Einschrei- 
ten besteht nach der jetzigen Erkenntnislage kein 
Anlaß. 

Vizepräsident Westphal: Frage 49 des Herrn Abge- 
ordneten Dr. Hupka sowie die Fragen 50 und 51 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Laufs sollen auf Wunsch 
der Fragesteller schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 52 des Abgeordneten Volmer auf. 

— Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Frage 52 so- 
wie die vom gleichen Fragesteller eingebrachte 
Frage 53 werden entsprechend der Geschäftsord- 
nung behandelt. 

Ich rufe Frage 54 des Herrn Abgeordneten Fi- 
scher (Bad Hersfeld) auf: 

Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, daß — 
wie in der WDR-Sendung ,Aktuelle Stunde“ vom 27. Januar 
1986 zu sehen war — in Bayern ein „Bund Deutscher Legio- 
näre“ regelmäßig Trainingskurse für angehende Söldner 
durchführt, ohne daß die Behörden dagegen einschreiten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Der Bundesregie- 
rung ist bekannt, daß vom „Bund Deutscher Legio- 
näre“ per Anzeigen für die Teilnahme an sogenann- 
ten „Überlebenskursen“ geworben wird. Den Inter- 
essenten werden auf Anfrage die entsprechenden 
Unterlagen für die Teilnahme an einem Kurs im 
„Survival-Trainingscamp“ zugesandt. 

Es ist nicht richtig, daß die Behörden dagegen 
nicht einschreiten. Die zuständige Staatsanwalt- 
schaft Stuttgart hat gegen die für die Tätigkeit des 
„Bundes Deutscher Legionäre“ Verantwortlichen 
ein Ermittlungsverfahren wegen Anwerbens für ei- 
nen fremden Wehrdienst — § 109 h StGB — einge- 
leitet. Beim Regierungspräsidium Tübingen ist au- 
ßerdem ein Verfahren zur Überprüfung der Voraus- 
setzungen zur Entziehung der Rechtsfähigkeit des 
„Bundes Deutscher Legionäre“ anhängig. Die Er- 
mittlungen dauern in beiden Fällen derzeit noch 
an. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Fi- 
scher. 
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(A) Fischer (Bad Hersfeld) (GRÜNE): Herr Staatsse- 
kretär, seit wann hat die Bundesregierung Kennt- 
nis von der Existenz des „Bundes Deutscher Legio- 
näre“ in Sentenhart, und was hat die Bundesregie- 
rung bisher hinsichtlich der Tätigkeit dieser Ein- 
richtung zur Anwerbung von Söldnern unternom- 
men? 

Spränget, Pari. Staatssekretär: Ich glaube, das ist 
die Frage, die auch der Abgeordnete Suhr gestellt 
hat. 

(Fischer [Bad Hersfeld] [GRÜNE]: Und die 
ich mir als Zusatzfrage zu stellen ge- 
statte!) 

— Dann beantworte ich diese Frage allerdings vor- 
ab. 

Die Bundesregierung hat erstmals im September 

1985 auf Grund eines Berichts einer deutschen Bot- 
schaft von der Angelegenheit erfahren. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine wei- 
tere Zusatzfrage. — Bitte schön, Herr Fischer. 

Fischer (Bad Hersfeld) (GRÜNE): Kann die Bun- 
desregierung bestätigen, daß noch im Februar-Heft 

1986 des „Deutschen Waffenjournals“ eine Anzeige 
des „Bundes Deutscher Legionäre“ erschienen ist, 
und ist daraus zu schließen, daß der Chef dieser 
Vereinigung, Adelmann, trotz der Ermittlungsver- 
fahren, die Sie gerade angesprochen haben, seine 
Söldnerwerbung auch heute weiterhin fortsetzen 
kann? 

(B) 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich kann die An- 
zeige jetzt nicht bestätigen. Ich bin gern bereit, das 
zu überprüfen. Ein Ermittlungsverfahren hindert ja 
an sich noch nicht daran, bis zu dessen Abschluß 
Tätigkeiten auszuüben, deretwegen es eingeleitet 
wurde. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Borg- 
mann. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Wie bewertet die Bun- 
desregierung die außenpolitische Wirkung der Söld- 
nerwerbung und — angesichts der deutschen Ge- 
schichte — der Beteiligung von Bundesbürgern an 
Söldneraktionen im Ausland, insbesondere im 
Dienst diktatorischer Regime? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Das entspricht in 
etwa der Frage des Abgeordneten Volmer. Ich darf 
hier Auskunft darüber geben, daß die Ausbildung 
und die Anwerbung von Söldnern in der Bundesre- 
publik Deutschland gegen Art. 26 Grundgesetz ver- 
stößt, wenn diese Handlungen geeignet sind und in 
der Absicht vorgenommen wurden, das friedliche 
Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere 
die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten. 
Der Bundesregierung liegen keine konkreten Tat- 
sachen vor, die die Annahme rechtfertigen könnten, 
derzeit werde durch die Ausbildung und Anwer- 
bung von Söldnern in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegen Art. 26 Grundgesetz verstoßen. Unab- 
hängig davon ist zu prüfen, ob eine Anwerbung von 
Söldnern den Tatbestand des § 109 h StGB erfüllt. 


Deswegen sind die Ermittlungsverfahren ja einge- (C) 
leitet worden. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 55 der Ab- 
geordneten Frau Borgmann auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung die in der „Aktuellen 
Stunde“ (Sendung des WDR Fernsehprogramms vom 27. Ja- 
nuar 1986) enthaltenen Informationen über die Werbung und 
Ausbildung von Söldnern unter juristischen und politischen 
Gesichtspunkten, und was hat sie in der Angelegenheit bis- 
her unternommen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregie- 
rung mißbilligt jede Ausbildung und Anwerbung 
zum fremden Wehrdienst in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Die Zuständigkeit für ein Einschreiten gegen die 
Verantwortlichen liegt bei den Ländern. Der Bun- 
desregierung liegen Erkenntnisse vor, daß die zu- 
ständigen Behörden des Landes Baden-Württem- 
berg die erforderlichen Schritte eingeleitet haben. 

Auf meine Antwort auf die Frage des Abgeordneten 
Fischer nehme ich insoweit Bezug. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Borg- 
mann. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Kann die Bundesregie- 
rung bestätigen, daß es sich bei den Interessenten 
des „Bundes Deutscher Legionäre“ zu einem großen 
Teil um Angehörige der Polizei, des Bundesgrenz- 
schutzes und der Bundeswehr handelt, und wie be- 
wertet die Bundesregierung dies? (D) 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Das kann ich nicht 
bestätigen. Ich weiß auch nicht, auf Grund welcher 
Quellen Sie zu einer solchen Meinungsbildung ge- 
kommen sind. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine weitere Zusatz- 
frage? 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Ja!) 

— Bitte schön, Frau Borgmann. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Ist der Bundesregie- 
rung bekannt, daß von Graf Adelmann bereits zwei 
Söldner nach Chile vermittelt wurden und daß auch 
Kontakte zu Gruppen im Libanon und in Südafrika 
bestehen? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Auch das ist mir 
jetzt nicht bekannt, aber ich bin gerne bereit, auf 
Grund von vielleicht erreichbaren Informationen 
Ihnen ergänzende Auskünfte zu geben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Fi- 
scher. 

Fischer (Bad Hersfeld) (GRÜNE): Herr Staatsse- 
kretär, kann die Bundesregierung die Angaben von 
Herrn Adelmann, dem Chef dieser Söldnergruppe, 
bestätigen oder gegebenenfalls auch zurückweisen, 
daß der „Bund Deutscher Legionäre“ seine Schieß- 
übungen auf Bundeswehrschießplätzen durch- 
führt? 
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(A) Sprenger, Pari. Staatssekretär: Ich weiß nicht, wo 
und auf welcher Grundlage Herr Adelmann solche 
Auskünfte erteilt haben kann. Ich bin gern bereit, 
auch das zu überprüfen. 


Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 56 
des Abgeordneten Suhr, der aber nicht im Raum ist. 
Deshalb wird die Frage entsprechend der Ge- 
schäftsordnung behandelt. 

Die Fragen 60 und 61 sind von der Frau Abgeord- 
neten Hönes zurückgezogen worden. Die Frage 62 
des Abgeordneten Dr. Kübler soll auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet werden. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Damit sind wir dann am Ende des Geschäftsbe- 
reichs des Bundesministers des Innern. 

Ich fürchte, daß wir bei Ihnen, Herr Voss, keine 
Kunden im Saal haben. Wir haben noch vier Minu- 
ten, aber ich sehe von all den Kollegen, die die bei- 


den nächsten Gebiete mit Fragen belegt haben, kei- (C) 
nen anwesend und würde eigentlich vorschlagen, 
wir schließen jetzt ab. Sie stehen morgen noch ein- 
mal zur Verfügung, Herr Voss? — Das sind drei 
Minuten. Ich glaube, wir sollten den Kollegen zubil- 
ligen, daß es möglich ist, sich geirrt zu haben. Es 
geht nur noch um drei Minuten, um mehr nicht — 

Gut, dann beende ich für heute die Fragestunde und 
bitte Herrn Staatssekretär Voss für das Bundesmi- 
nisterium der Finanzen morgen als erster zur Ver- 
fügung zu stehen, falls es keine anderen Vorfestle- 
gungen dazu gibt. — Danke schön. 

Wir sind damit also am Schluß der heutigen Ta- 
gesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 20. Fe- 
bruar 1986, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.28 Uhr) 


Berichtigung 
194. Sitzung, Nachtrag: 

Seite 15030: In der Überschrift muß es am Schluß 

(B) statt „Drucksache 10/4928“ richtig heißen „Druck- (D) 

Sache 10/4929“. 

Seite 15032: Die Überschrift muß richtig lauten: 

„Endgültiges Ergebnis der Abstimmung über die 
Änderungsanträge lfd. Nr. 178, Drucksachen 10/4928 
und 10/4930“. 
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(A) 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 
Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. Ahrens * 

21. 2. 

Berger * 

20. 2. 

Dr. Corterier 

19. 2. 

Dr. Dollinger 

21. 2. 

Ehrbar 

21. 2. 

Erhard (Bad Schwalbach) 

19. 2. 

Feilcke 

21.2. 

Fischer (Bad Hersfeld) * 

20. 2. 

Gattermann 

19. 2. 

Gerstl (Passau) 

20. 2. 

Dr. Götz 

19.2. 

Kalisch 

21. 2. 

Kittel mann * 

20. 2. 

Klose 

21.2. 

Lamers 

21.2. 

Frau Dr. Lepsius 

21. 2. 

Marschewski 

21. 2. 

Dr. Meyer zu Bentrup 

19. 2. 

Dr. Müller * 

20. 2. 

Pauli 

19. 2. 

Dr. Scheer * 

20. 2. 

Schröder (Hannover) 

19. 2. 

Frau Simonis ** 

19. 2. 

Stockleben 

21. 2. 

Suhr 

19. 2. 

Voigt (Sonthofen) 

19. 2. 

Vosen 

19. 2. 

Dr. Warnke 

19. 2. 

Dr. von Wartenberg ** 

19. 2. 

Werner (Dierstorf) 

21. 2, 

Dr, Wieczorek 

21. 2. 

Frau Zeitler 

21. 2. 

Zink 

21. 2. 

Frau Zutt 

21. 2. 


* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver- 
sammlung 


Anlage 2 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 10/ 
5031 Fragen 4 und 5): 

Wie hoch sind die Kosten für Produktion und Tournee für 
das im Auftrag des Bundesministeriums der Verteidigung 
von den badischen Kammerspielen u. a. in den Schulen auf- 
geführte Theaterstück „Gewissensfrage“? 

Ist diese Aktion mit den Kultusministern der Länder we- 
gen der Respektierung der Kulturhoheit der Länder abge- 
stimmt worden? 

Zu Frage 4: 

„Die Gewissensfrage“ ist eine eigenständige Pro- 
duktion der Badischen Kammerschauspiele. Sie 
entstand nicht im Auftrag des BMVg. 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (Q 

Im übrigen verweise ich auf die Antworten des 
Bundesministeriums der Verteidigung in gleicher 
Sache an MdB Dr. Burkhard Hirsch vom 18. No- 
vemberl985, an MdB Frau Renate Schmidt vom 
16. Dezember 1985 und MdB Horst Jungmann vom 
23. Dezember 1985. 

Zu Frage 5: 

Auch diese Frage ist an die Badischen Kammer- 
schauspiele und gegebenenfalls an die Schulbehör- 
den zu stellen, die als Veranstalter die Theaterauf- 
führungen mit den Badischen Kammerschauspie- 
len abgestimmt haben. 


Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Werner (Diersdorf) (DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 10/5031 Frage 11): 

Wie konnten nach Erkenntnissen der Bundesregierung 
aus einem wegen Einsatzes verbotener Hormone beschlag- 
nahmten Kälberbestand 132 Tiere in den Schlachthof Bo- 
cholt gelangen und dort geschlachtet und teilweise ver- 
marktet werden, und wie gedenkt die Bundesregierung in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Landesbehörden 
(Kreisverwaltung Borken, die Landwirtschaftsministerien 
von Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen), den Schutz 
der Verbraucher vor Schadstoff- und hormonbelasteten Le- 
bensmitteln in Zukunft sicherzustellen, angesichts der Tatsa- 
che, daß noch nicht einmal die Schlachtung und Vermark- (D) 
tung bereits sichergestellter Tiere verhindert werden 
konnte? 

Die Überwachung beschlagnahmter Kälberbe- 
stände obliegt den zuständigen Behörden der Län- 
der. Die Bundesregierung kann deshalb keine Aus- 
kunft geben, wie die Kälber in den Schlachthof 
Bocholt gelangten. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit ist über diesen Vorfall sofort nach Be- 
kanntwerden durch den zuständigen Oberkreisdi- 
rektor unterrichtet worden. Es hat daraufhin unmit- 
telbaren Kontakt mit der obersten Landesveteri- 
närbehörde in Düsseldorf aufgenommen, die bereits 
die erforderlichen Maßnahmen eingeleitet hatte. 
Darüber hinaus wurden Griechenland und Italien 
als mögliche Empfängerländer der vorgesehenen 
Sendungen durch das Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit unterrichtet. 

Am 23. Januar 1986 teilte der Vertreter der zu- 
ständigen obersten Landesbehörde Nordrhein- 
Westfalens mit, daß das in Frage kommende Fleisch 
vollständig sichergestellt sei. 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Schierholz (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 10/5031 Frage 23): 
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(A) Aus welchen Gründen sind die Bemühungen der Bundes- 

regierung bislang gescheitert, den Junior-Pass sowie das 
Trampermonatsticket auch auf den Bereich der Bahntransit- 
strecken nach West-Berlin auszudehnen, und welche An- 
strengungen wird die Bundesregierung in diesem Sinne zu- 
künftig unternehmen? 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn hät- 
ten Verhandlungen mit der Deutschen Reichsbahn 
über die Einbeziehung der Transitstrecke nach Ber- 
lin (West) in die Angebote des Binnenverkehrs der 
Deutschen Bundesbahn derzeit keine Aussicht auf 
Erfolg. Die Deutsche Reichsbahn habe auf Anträge 
der Deutschen Bundesbahn bisher nicht reagiert. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/5031 Frage 26): 

Wie beurteilt die Bundesregierung schwerwiegende Be- 
denken in der Bevölkerung und bei Fachverbänden hinsicht- 
lich einer zunehmenden Gefährdung von Kindern bei der 
Umrüstung von vollbeschrankten Bahnübergängen in Bahn- 
übergänge mit automatischen Halbschranken und Blinkan- 
lagen durch die Deutsche Bundesbahn? 

Die zur Sicherung von Bahnübergängen einge- 
setzten zuggesteuerten Lichtzeichenanlagen (bzw. 
Blinklichtanlagen) mit Halbschranken entsprechen 
den gesetzlichen Bestimmungen der Eisenbahn- 
Bau- und Betriebsordnung. Das hierzu von der 
(ßj Deutschen Bundesbahn entwickelte Sicherungssy- 
stem besteht neben den Halbschranken für den 
Fahrzeugverkehr aus einer Vollabschrankung für 
die getrennt geführten Fuß- und Radwege. Das Si- 
cherheitsniveau dieser Einrichtungen gilt auch hin- 
sichtlich einer Gefährdung von Kindern gegenüber 
wärterbedienten Vollschranken als gleichwertig. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Rawe auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksache 
10/5031 Frage 38): 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost auf Grund 
schlechter Zugverbindungen auf der Strecke Dortmund-Sie- 
ge n-Gießen-Frankfurt/ Main plant, die Zusammenarbeit — 
z. B. bei Postsendungen — mit der Deutschen Bundesbahn zu 
lockern und statt dessen den Straßenverkehr in Anspruch zu 
nehmen, um die Zustellung zu beschleunigen? 

Die Deutsche Bundespost wird voraussichtlich 
zum l.Juni 1986 eine Straßenpost Siegen-Frank- 
furt-Flughafen-Siegen einrichten, um die Dienst- 
güte im Briefdienst für Empfänger im Sieger- und 
Sauerland zu verbessern, weil der für den laufzeit- 
gerechten Eingang der Briefpost maßgebende Zug 
von Frankfurt nach Hagen (Express 14114) sehr 
verspätungsanfällig ist. 

Darüber hinaus bedeutet der direkte Transport 
der Briefsendungen von Siegen nach Frankfurt we- 
sentliche Vorteile für den Dienstbetrieb in der 
Briefabgangsstelle Siegen sowie eine Stabilisierung 


der Laufzeit — vor allem in der Süd-Nord-Richtung (C) 
— für die Briefsendungen, die künftig in Frankfurt 
unmittelbar auf Anschlußverbindungen übergelei- 
tet werden können. 


Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Druck- 
sache 10/5031 Frage 49): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die DKP vor- 
wiegend in Bundeswehrstandorten sogenannte Lohnsteuer- 
beratungsbüros einrichtet, und was gedenkt die Bundesre- 
gierung zu unternehmen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der in Dat- 
teln ansässige Verein „Steuerhilfe für Arbeitneh- 
mer e. V., Lohnsteuerhilfeverein“ in mehreren Städ- 
ten, darunter auch in Standorten der Bundeswehr 
und der alliierten Streitkräfte, Lohnsteuerbera- 
tungsstellen unterhält. Erster Vorsitzender des Ver- 
eins ist das Mitglied der DKP Günter Jorgs. 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß ich zum zwei- 
ten Teil Ihrer Frage aus naheliegenden Gründen 
nicht öffentlich Stellung nehmen kann. 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) (Druck- 
sache 10/5031 Frage 50 und 51): 

Trifft es zu, daß während des mehrtägigen Kongresses 
.Antiimperialistischer und Antikapitalistischer Widerstand 
in Westeuropa“, der Anfang Februar 1986 in Frankfurt/Main 
durchgeführt wurde, zu terroristischen Gewaltakten, wie sie 
von der RAF begangen wurden, aufgerufen wurde, die Kon- 
greßteilnehmer ihre Solidarität mit Terroristen der RAF und 
anderer Terror-Organisationen bekundeten und Ziel dieser 
Veranstaltung die Verbreitung der personellen Basis der Ter- 
rorszene war? 

Wie bewertet die Bundesregierung die Durchführung die- 
ses Kongresses und der dort geäußerten Auffassungen ange- 
sichts der in den letzten Monaten wieder verschärften terro- 
ristischen Bedrohungslage im Bundesgebiet? 

Zu Frage 50: 

Auf dem sogenannten „internationalen Kongreß 
über den Antiimperialistischen und Antikapitalisti- 
schen Widerstand in Westeuropa“ vom 31. Januar 
bis 4. Februar 1986 in Frankfurt wurde nach Kennt- 
nis der Bundesregierung zwar nicht zu konkreten 
terroristischen Gewaltakten aufgerufen. Die Teil- 
nehmer des Kongresses propagierten jedoch die 
von der „Roten Armee Fraktion“ angestrebten 
Ziele, u. a. der Bildung einer „antiimperialistischen 
Front in Westeuropa“. 

Das Bündnis zwischen der französischen Terror- 
gruppe „Action Directe“ und der Terrorbande „Rote 
Armee Fraktion“ wurde als Vorbild herausgestellt. 
Ausdrücklich wurde die Ermordung des französi- 
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(A) sehen Generals Audran vom 25. Januar 1985 und 
des MTU-Vorstandsvorsitzenden Dr. Ernst Zimmer- 
mann vom 1. Februar 1985 gebilligt. 

Ziel dieser Veranstaltung war auch die Verbreite- 
rung der personellen Basis in der Bundesrepublik. 
Durch Schaffung der „antiimperialistischen Front“ 
sollten autonome gewaltorientierte Linksextremi- 
sten in den Kampf der „Roten Armee Fraktion“ mit 
einbezogen werden. 

Zu Frage 51: 

Die vom engeren RAF-Umfeld gewonnene juristi- 
sche Auseinandersetzung um das Versammlungs- 
verbot muß als Erfolg der Veranstalter gewertet 
werden; das gleiche gilt für die hohe Teilnehmer- 
zahl unter internationaler Beteiligung. 

Eine Veranstaltung dieser Größenordnung mit in- 
ternationaler Beteiligung wirkt sich auf die eigene 
Anhängerschaft stimulierend und stabilisierend 
aus. Auf europäischer Ebene stärkten die RAF und 
ihr engeres Umfeld ihr Gewicht. 

Ihr eigentliches Ziel aber hat die „Rote Armee 
Fraktion“ verfehlt: 

— Die Distanz zu autonomen Gruppen ist zumin- 
dest nicht kleiner geworden. Damit ist die „Rote 
Armee Fraktion“ dem Ziel einer „antiimperiali- 
stischen Front“ in der Bundesrepublik nicht nä- 
her gekommen. 

(R) 

— Auf internationaler Ebene konnte die ideologi- 
sche Distanz zu der belgischen Terrorgruppe 
„Kämpfende Kommunistische Zellen“ nicht 
überbrückt werden. 

Die Angriffsziele der „Roten Armee Fraktion“ ha- 
ben sich nicht geändert. Nach wie vor sind neben 
der NATO der Staatsapparat und die Wirtschaft, 
besonders der von ihr sogenannte „militärisch-indu- 
strielle Komplex“ potentielle Angriffsfelder. Da von 
Autonomen die Morde an General Audran und Dr. 
Ernst Zimmermann akzeptiert wurden, ist bei künf- 
tigen Anschlägen insbesondere eine Gefährdung 
von Repräsentanten dieser Bereiche gegeben. 


Anlage 9 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Kübler (SPD) (Drucksache 
10/5031 Frage 62): 

Wie steht die Bundesregierung zu der in der Süddeutschen 
Zeitung vom 14. Februar 1986 veröffentlichten Meldung der 
Nachrichtenagentur AP, wonach der Rheinisch-Westfälische 
Technische Überwachungsverein Essen und die Gesellschaft 
für Reaktorsicherheit „die Genehmigungsbehörde bewußt 
über die Risiken des Brutreaktors getäuscht hätten“ und 
„statistisch alle fünf bis sechs Jahre mit einem schweren 
Störfall zu rechnen sei, bei dem Radioaktivität frei werde, 
wenn der Reaktor in der genehmigten Form ans Netz gehe“, 
und trifft die Behauptung zu, daß die erste Fassung des Gut- 
achtens zur „Zuverlässigkeit der Nachwärmeabfuhr des 
SNR 300“ zu dem Ergebnis gekommen ist, daß der Schnelle 
Brüter nicht den Anforderungen entspreche? 

Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte 
dafür, daß das Gutachten zur „Zuverlässigkeit der 
Nachwärmeabfuhr des SNR 300“ gefälscht sein 
könnte. Sie sieht auch keinen Anlaß, daran zu zwei- 
feln, daß die von der atomrechtlichen Genehmi- 
gungsbehörde zugezogenen Sachverständigen-Or- 
ganisationen TÜV-Arbeitsgemeinschaft Kerntech- 
nik West und Gesellschaft für Reaktorsicherheit 
ihre Gutachten sorgfältig, objektiv und sachgerecht 
erarbeitet haben. 

Die Gesellschaft für Reaktorsicherheit hat mitge- 
teilt, daß sie gegen Herrn Szepan zivilrechtlich auf 
Unterlassung klagen und Strafanzeige wegen Ver- 
leumdung gegen ihn erstatten werde. 

Zu den inhaltlichen Vorwürfen des Herrn Szepan 
bezüglich des genannten Gutachtens ist darauf hin- (D) 
zuweisen, daß dieselben Bedenken u. a. auch Ge- 
genstand eines Verwaltungsstreitverfahrens vor 
dem Verwaltungsgericht Düsseldorf waren und dort 
ebenfalls zurückgewiesen wurden. Das Verwal- 
tungsgericht hat in seinem Urteil festgestellt: „Die 
Kammer hat keinen Anlaß, an diesen Gutachtens- 
ergebnissen zu zweifeln, zumal auch von Szepan 
keine näheren Umstände dargelegt werden, die die 
gutachtlichen Aussagen erschüttern könnten.“ 

Im übrigen hat Herr Szepan die Endfassung die- 
ses Gutachtens vom Juni 1985 mitverfaßt, unter- 
schrieben und gegenüber der Genehmigungsbe- 
hörde vertreten. 
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